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Die landwirtschaftliche Unfallversicherung

Neben der Gewerbe-UnfV. besteht die land¬

wirtschaftliche UnfV. vollkommen selbständig,

wenn audi eine Reihe Bestimmungen der Gew.-

UnfV. auf die landw. UnfV. anzuwenden sind.

Die landw. UnfV. ist zuständig für Land- und

Forstwirtschaften, Weinbau-, Gärtnerei- und

Friedhofsbetriebe. Die Abgrenzung und Ge¬

staltung der einzelnen landwirtschaftlichen

BGen. war den Ländern übertragen worden.

Hieraus erklärt sich die Gründung der zahl-

i eichen BGen. in den Ländern (Bayern 9,

Türttemberg 4, Thüringen 2). In Preußen

wurde auf Grund des Ausführungsgesetzes vom

23. Juli 1912 für jede Provinz eine BG. ge¬

schaffen und die Kreise (Stadt- oder Landkreise)

als Sektionen gebildet. Bei Schaffung der RVO.

wurden lediglich die Gartenbau- und Fried-

lofsbetriebe zu einer zum Teil für das ganze

Seich zuständigen BG. zusammengeschlossen,
ie Führung der Geschäfte des

Genossenschaftsvorstandes ist in

Preußen auf Grund des § 4 des AusfGes. den

Provinzialausschüssen übertragen worden, die

ihrerseits die Landeshauptleute (Landesdirek-
loren) mit der Erledigung der Geschäfte nach

len Vorschriften der Provinzialordnung vom

März 1885 beauftragten Als Sektionsvor-

nde wurden die Kreis- oder Stadtausschüsse

l>estellt. Sektionsversammlungen finden nicht

statt. Die Genossenschaftsversammlung hat auf

Hie Führung der laufenden Geschäfte des Vor¬

mundes keinerlei Einfluß, da beide Organe
>llig unabhängig und ohne gegenseitigen Ein¬

fluß gewählt werden. Die Vorschriften des

Kommunal - Verwaltungs - Gesetzes umgrenzen

«lie Befugnisse der Sektionsvorstande. Zur

Vertretung der Geschäfte gegenüber dem Vor¬

stände ist in den letzten Jahren bei einer Reihe

n BGen. eine besondere Kommission gebildet
worden, deren Wahl durch die Genossen-

laftsversammlung erfolgt. Bei Streitigkeiten
r Auslegung der Vertretungsbefugnisse der

Kommission entscheidet das RVA. Bei einer

ihe von BGen. sind die Aufgaben der

Sektionsvorstände in letzter Zeit erheblich ein¬

schränkt worden. Hier erfolgt die Erledigung

Wolter Naumann, Merseburg

der gesamten Geschäfte durch den Genossen-

schaftsvorstancL Diese Zentralisation ist durch¬

geführt in Westfalen, Rheinprovinz und Provinz

Sachsen und wird in Kürze auch bei den übrigen
BGen. Platz greifen, da die Bestimmung der

Zweiten Notverordnung über das Eingriffsrecht
des RVA. bei der Regelung der Verteilung der

Geschäfte zwischen BG. und Sektion vornehm¬

lich für die landw. BG. getroffen ist.

Zu den Genossenschaftsversamm¬

lungen werden in Preußen soviel Vertreter

gewählt als Sektionen gebildet sind. Gemäß

dem Stärkeverhältnis der einzelnen Betriebs¬

größen (Groß-, Mittel- und Kleinbetriebe) und

der verschiedenen Betriebsarten (Landwirt¬
schaft, Forst, Weinbau, Gärtnereien) ist aus

diesen Gruppen die entsprechende Anzahl der

Vertreter zu entnehmen. Näheres hierüber muß

in der Satzung geregelt sein. Die Wahl der

Vertreter zur Genossenschaftsversammlung er¬

folgt durch die Landwirtschaftskammer. Wahl¬

berechtigt und wählbar sind selbstverständlich

nur Mitglieder der BG., doch deckt sich die

Zugehörigkeit zur BG. nicht mit dem Wahlrecht

zur Landwirtschaftskammer, da bei diesen die

sogenannten „Selbstversorger", d. h. Bewirt-

schafter von Flächen bis zu etwa 10 Morgen,
ausgeschaltet sind. Dadurch sind viele Tausende

von versicherten Bewirtschaftern der soge¬

nannten Zwergbetriebe und Parzellenwirt¬

schaften, die oft die Hälfte des Bestandes der

versicherten Betriebe ausmachen, von jeder

Mitbestimmung über die Zusammensetzung der

Genossenschaftsversammlung ausgeschlossen.
In der RVO. fehlt eine genaue Umschreibung
des Begriffes, was unter einem land¬

wirtschaftlichen Betrieb zu verstehen

ist. Das RVA. sagte dazu (Handbuch der UnfV.

Bd. 2, S. 4):

.Fin landwirtschaftlicher Betrieb ist der Inbegriff der¬

jenigen wirtschaftlichen latigkeit von nicht ganz kurzer

Dauer, welche der Besitzer (Eigentümer. Nutznießer,

Pä<ht« >n Grundstücken zum Zwecke einer tiber-

£end planmäßigen Aufzucht von Bodengewachsen für

«•nc Rechnung aufwendet. Die Grotte der bewirt-

KkaftetM Fläche, die Gewerbsmäßigkeit. Betriebsart

• Verwendung von Maschinen) ist für die Annahme eines

landwirtschaftlichen Betriebet ohne Bedeutung



Auch sogenannte Zwergwirtschaften und Par¬

zellenbetriebe unterliegen der VPfl. Eine Aus¬

nahme bilden lediglich die sogenannten Haus¬

und Ziergärten, denen die Schrebergärten, ob¬

wohl hier die raumliche Zugehörigkeit zu einem

bestimmten Hausgrundstück fehlt, gleichgestellt
sind. Von den landwirtschaftlichen Zwerg¬

betrieben unterscheiden sich die Gärten in der

Art ihrer Bewirtschaftung. Gartenmäßige Be¬

wirtschaftung kennzeichnet sich durch die Auf¬

stellung von Lauben, Anlegung von Wegen und

Beeten, mehrfache Bewässerung, Anbau wech¬

selnder Gemüsearten, Blumen. Die Einzäumung

ist für die Annahme eines Gartens ohne Be¬

deutung. Ein versicherungspflichtiger landwirt¬

schaftlicher Betrieb liegt vor, wenn unbeschadet

der Größe Feldfrüchte (Kartoffeln, Runkeln,

Getreide) angebaut werden oder das Gelände

als Wiese oder Weide genutzt wird. Die Acker¬

besitzungen oder Pachtungen kleiner Leute auf

dem Lande und in den Kleinstädten sind daher,

sofern die Bewirtschaftung feldmäßig erfolgt,

versicherungspflichtige landwirtschaftliche Be¬

triebe.

Gemüß § 1012 der RVO. können kleinere

Betriebe von der Beitragspflicht be¬

freit werden, doch hat das RVA. (Handbuch

der UnfV. Bd. 2, S. 116) mit Rücksicht auf die

Steigerung der Unfälle in den Zwergbetrieben
den VTr. empfohlen, von dieser Bestimmung nur

in beschränktem Maße Gebrauch zu machen.

Auch bei der Befreiung von der Beitragszahlung
bleibt die Entschädigungspflicht der BG. bei

etwaigen Betriebsunfällen bestehen. Die Frei¬

stellung von der Beitragszahlung ist bei den

ein/einen BGen. unterschiedlich geregelt. In

der Provinz Sachsen waren beispielsweise 1931

Flachen unter Vk Morgen und 1932 unter

Vi Morgen befreit.

Die Aufbringung der Mittel für die

landw. UnfV. erfolgt im Umlageverfahren.

Außerordentlich schwierig ist es aber, bei den

besonderen Verhältnissen in der Landwirt¬

schaft einen Beitragsmaßstab zu finden, der

dem Risiko, das die BG. mit der Versicherung

eines Betriebes übernimmt, entspricht. Die

RVO. überläßt daher den VTr. die Wahl fol¬

gender Beitragsmaßstäbe: l. Arbeitsbedarf und

Gefahrenklasse (§ 990 ff. RVO.). 2. Steuerfuß

<§ 1005 ff. RVO.). 3. Andere Maßstäbe (§ 1010

RVO).

Der Maßstab der Lohnsummen/ wie bei den ge¬

werblichen BGen. üblich, ist für die Landwirt¬

schaft mit Rücksicht auf die Unmöglichkeit der

Erfassung der Löhne nicht anwendbar. Der Maß¬

stab des Arbeitsbedarfes ist mit Rücksicht auf

die große Zahl der Betriebe zeitraubend und

kostspielig, doch wird er von einer Reihe von

BGen. angewandt. Beim Maßstabe des Steuer¬

fußes ist eine bestimmte Steuerart nicht vor¬

geschrieben. Am gebräuchlichsten ist die

Grundsteuer, deren Abschätzung im Jahre 1861

erfolgte und die infolgedessen heute nur noch

;n beschränktem Maße brauchbar ist. Die Er¬

hebung des Beitrages nach dem Steuerfuß ist

aber einfach und billig und bietet außerden

falls die Grundsteuer angewandt wird, den Vor¬

teil, daß die Beitragserhebung (§ 1009 RVO.)

vom Grundstückseigentümer erfolgen kan

auch wenn dieser nicht Betriebsunternehmer

ist. Hierdurch wird den BGen. die erheblici

Verwaltungsarbeit der Katastrierung der Pacht

Veränderungen abgenommen. Die Bewirt¬

schafter der Ländereien sind bei der Beitrag

erhebung vom Grundstückseigentümer dem¬

selben erstattungspflichtig, sofern vertraglich

keine gegenteiligen Abmachungen getroffen
sind. Bei Streitigkeiten über die Erstattungs-

pflicht zwischen Bewirtschafter und Grund¬

stückseigentümer entscheidet das VA., in dessen

Bezirk der versicherungspflichtige Betrieb seinen

Sitz hat.

Unter den „Anderen Maßstäben44 hat sich in

den letzten Jahren der Ertragswert (Einheit

wert) auf Grund des Reichsbewertungsgesetzes

vom 10. August 1925 in erhöhtem Maße ein¬

geführt. Dieser Maßstab bietet natürlich eben¬

sowenig wie der Maßstab des Steuerfußes keine

Möglichkeit zur Berücksichtigung der Unfall¬

gefahr in den Betrieben. Beim Einheitswert

erfolgt die Abstufung der Beiträge nach der

Ertragsfähigkeit des Bodens, den unterschied¬

lichen Kulturarten, der Beschaffenheit des In¬

ventars, der Betriebsgebäude usw. Gegenüber

der Grundsteuer kommt noch als weiterer Vor¬

teil hinzu, daß die Ertragswerte zu bestimmten

f erminen (Hauptfeststellungszeiträumen) neu

bewertet werden. Auch der Einheitswert gibt

die Möglichkeit der Beitragserhebung vom

Grundstückseigentümer.

Die Erhebung der Beiträge erfolgt

durch die Gemeindebehörden, denen die Bd.

die Auszüge aus den Heberollen zu übermitteln

hat. Diese Auszüge sind 14 Tage lang zur Ein¬

sicht der Beteiligten auszulegen (an Stelle der

Auslegung kann auch die Zustellung treten).

Die Auslegung ist in ortsüblicher Weise be¬

kannt zu machen. Die Durchführung der Er¬

hebung der Geschäfte ist eigene Aufgabe der

Gemeinde und keinerlei Rechtshilfe, Die Ge¬

meinden erhalten für ihre Tätigkeit eine Ver¬

gütung, deren Höhe die oberste Verwaltungs¬

behörde festsetzt. In Preußen beträgt dies

2 v. H. Mit dieser Gebühr sind alle Auslagen,

die mit dem Hebegeschäft zusammenhängen,

abgegolten. Ein Mehranspruch kann nicht

geltend gemacht werden, auch wenn die Ge¬

bühren die tatsächlichen Aufwendungen nicht

decken. Kann eine Gemeinde die fruchtlo

Zwangsvollstreckung nicht nachweisen, so hat

sie die Beiträge mit einzusenden. Das Einzugs¬

risiko geht also vollkommen zu Lasten der

Gemeinde. Die Zahlung der Beiträge hat inner¬

halb 4 Wochen zu erfolgen, andernfalls die
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träge verzinst werden müssen. Mangels

nauer Bestimmungen in der RVO. gelten bei

i Feststellung über die Verzinsung die ent¬

sprechenden Vorschriften des BGB. Die Fest¬

stellung der Zinsbeträge hat durch Bescheid zu

erfolgen. Bei Streitigkeiten über den Beitrags¬

einzug zwischen Unternehmer und Gemeinde

scheidet die Aufsichtsbehörde der Gemeinde

und zwischen Gemeinde und BG. das RVA.

Die Einspruchsfrist, innerhalb der die Ver¬

anlagung angefochten werden kann, ist unter-

«hiedlich geregelt und beträgt bei der Er¬

hebung der Beiträge nach dem Arbeitsbedarf

, men Monat nach Auslegung der Heberolle,
i den anderen Maßstäben zwei Wochen.

Für die landw. BGen. ist mit Rücksicht auf die

große Anzahl der versicherten Zwergbetriebe
ind Parzellenwirtschaften die Frage der

Mindestbeiträge von außerordentlicher Wichtig¬
keit. Nach den Ausführungsbestimmungen des

RVA. vom 25. November 1925 zu §§ 734, 994

der RVO. beträgt die Höchstgrenze der Min¬

destbeiträge 12 RM. Die Feststellung der Min¬

destbeiträge ist den Genossenschaftsvorständen

überlassen. Die Regelung bei den einzelnen

BGen. ist sehr unterschiedlich. Es werden Min¬

destbeiträge erhoben von 1 RM. bis zu 9 RM.,

im letzteren Falle sind du. Mindestbeiträge ge¬

staffelt.

Bei den landw. BGen. kann durch Satzungs-

bestimmung der Betriebsunternehmer und seine

Ehefrau der UnfV. unterstellt werden. Von

dieser Möglichkeit haben nahezu alle BGen.

Gebrauch gemacht und lediglich die Gewäh¬

rung von Geld leistungen auf den Beginn der

14. Woche nach dem Unfall beschränkt.

Ersatzansprüche bei den Krankenkassen

für Familienangehörige Gustav Grau, Harburg-Wilhelmsburg

Rechtsgrund dieser Ersatzansprüche bildet in

der Hauptsache jetzt der § 205 RVO. in der

warne* der NV. vom 26. Juli 1930 (RGBl. I,

S. 311). Danach erhalten Versicherte für

«len unterhaltsberechtigten Ehegatten und die

unterhaltsberechtigten Kinder bis zur Dauer

w 13 Wochen ärztliche Behandlung im glei-
(hen Umfange wie Versicherte, ferner die

Hälfte der Kosten für Arznei und kleinere

Heilmittel. Nach dem jetzigen Wortlaut ist

iber nur der Versicherte allein anspruchs-
herechtigt, während für den früheren § 205b

(,,die Satzung kann zubilligen: Krankenpflege
n Familienangehörige') diese Rechtslage

durch E. geklärt wurde (RVA. 2472, AN. 1918,
S. 424). Die genannten Leistungen aus dem

Absatz 1 § 205 RVO. gelten als Regel¬
le istungen und sind daher auch noch ab

1. Januar 1932 zu gewähren, während die

Mehrleistungen der FH. nur durch die Kassen-

zung zugebilligt werden können, wenn kein

höherer Beitrag als 5 v. H. des Grundlohns

erhoben wird (4. NV. vom 8. Dezember 1931
,

RGBl. I, S. 69Q). Das gleiche gilt für die Mehr¬

leistungen der FWH. (§ 205a), für das Fa-

milien-Stg. (§ 205b), für die Zuschlag, mit

Rücksicht auf den Familienstand zum KG.

(§ 191 Abs. 1) und zum Hausgeld (§ 194 Ziff. 1

RVO.).

I rsatzansprüche nach den §§ 219 bis 222 RVO.

Diese Bestimmungen regeln die Versorgung
von Versicherten, die außerhalb dk

ssenbezirks wohnen (§ 2IQ), die bei vor¬

übergehendem Aufenthalt außerhalb des Kas¬

st nbezirks (§ 220) oder im Auslande er¬

kranken (§ 221). Für Familienmitglie¬
der kommt hier aber nur § 219 zur Geltung,
was durch seinen Absatz 2 besonders fest¬

gestellt ist. Die Worte im § 220: „das gleiche
gilt'4, beziehen sich nur auf die Leistun¬

gen des vorhergehenden Paragraphen, nicht

auf den Personenkreis; denn es heißt wei¬

ter: „für einen Versicherte n".

Allerdings ist nicht recht ersichtlich, war¬

um Familienangehörige, die bei vorüber¬

gehendem Aufenthalt außerhalb des Kassen¬

bezirks erkranken, von der aushelfenden Für¬

sorge der Kk. des Aufenthaltsortes aus¬

geschlossen sein sollen, solange sie ihres Zu¬

standes wegen nicht an ihren Wohnort zu¬

rückkehren können. Eine Ergänzung des § 220

nach dieser Richtung erscheint um so mehr

geboten, als § 25 RKnG. die Geltung des im

$ 220 RVO. für die Versicherten niedergeleg¬
ten Rechts auch auf die Angehörigen des Kn.-

Versicherten ausdrücklich ausdehnt. § 221

RVO. scheidet für Familienmitglieder eben¬

falls aus, ebenso allgemein auch andere

Leistungen. Die Aushilfepflicht ist auf die KH.

beschränkt und umfaßt z. B. nicht die WH.

oder das Stg.

2. Die Höhe des Ersatzes für KPfl. be¬

trägt nach § 222 RVO. ab 1. Januar 1932 für

jeden Tag der Behandlungszeit 1 RM. (4. NV.

vom 8. Dezember 1931). Das gilt auch für

Familienangehörige, nachdem die frühere Ab¬

stellung des Ersatzes auf den Grundlohn durch

die NV. vom 26. Juli 1930 beseitigt worden

ist; bis dahin waren für FamiliennngehörL
che vollen Kosten zu ersetzen (RVA. 2468, AN.

1918, S. 420). Wenn auch zu der mit 1 RM.
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täglich abzugeltenden KPfl. Arznei und kleinere

Heilmittel gehören, deren Kosten der Ver¬

sicherte mit 30 bis 50 v. H. selbst zu tragen

hat, so ist doch die Anwendung des Pausch¬

satzes auch auf den Ersatz für Familienange¬

hörige nach der Fassung des § '222 möglich

und auch begründet. Es entspricht der Natur

des Pauschsatzes, daß er einmal die tatsäch¬

lichen Kosten nicht erreicht, etwa bei teuren

Arzneien, ein andermal, in Anbetracht der

Zuzahlung durch den Versicherten, die Kosten

übersteigt. Neben dem Pauschsatz für KPfl.

sind nach Maßgabe der Satzung der

ersuchenden Kk. in voller Höhe zu erstatten

die Krankenhauskosten oder ein Zuschuß,

ferner Hilfsmittel, Stärkungs- und andere Heil¬

mittel oder ein Zuschuß hierfür. Nicht zu er¬

statten sind Verwaltungskostenanteil, Porto,

Schreibgebühren und Nachuntersuchungen.

3. Sind beide beteiligte Kken. den von den

Kassenhauptverbänden abgeschlossenen „Ver¬

einbarungen zur Duirchführung der §§ 219,

220 und 222 der RVO.'- (Bek. des RVA. vom

5. September 1931, AN. 1931, S. IV 388) bei¬

getreten, dann sind auch für Familienange¬

hörige in jedem Falle die nachgewiesenen
tatsächlichen Kosten der im maßgebenden

Satzungsrahmen gewährten KPfl. und anderen

Leistungen zu erstatten. Sind die Kosten der

KPfl. nicht einzeln nachweisbar, dann gilt bis

zur Aenderung der Vereinbarungen zunächst

noch auch über den 1. Januar 1932 hinaus der

dort festgelegte Pauschsatz von 1,25 RM.

täglich.

Ersatzansprüche nach den §§ 205a, Abs. 6,

212, 313b, 486 RVO.

1. Nach § 205a Abe. 6 RVO. bleibt bei Kassen¬

wechsel des Versicherten die Kk. für die

Durchführung der gesamten Familien¬

wochenhilfe zuständig, der der Ver¬

sicherte im Zeitpunkt der Entbindung ange¬

hört. Ist von einer Kk. in einem solchen Falle

Familienwochengeld nach § 205a Abs. 3 Satz 2

in Verbindung mit § 195a Abs. 3 vor der

Entbindung gezahlt worden, so hat die leistungs¬

pflichtige Kasse das vorgelegte Wochengeld
nach ihrer Satzung zu ersetzen; d. h.

die erstleistende Kasse erhält nicht mehr als

sie auslegte, höchstens jedoch den satzungs¬

mäßigen Betrag der endgültig verpflichteten
Kk. Ist letzterer niedriger, bleibt die erste Kk.

mit dem Unterschied belastet, ist er höher,

so erhält der Versicherte den Mehrbetrag

nachgezahlt (RVA. 3234, AN. 1928, S. 285).

2. „Tritt ein Versicherter, der Krankenleistun¬

gen bezieht, zu einer anderen Kk. über, so

übernimmt sie die weitere Leistung nach ihrer

Satzung" (§ 212) auch für seine Familienange¬

hörigen. Jede Leistungspflicht der bisherigen
Kk. erlischt sofort mit dem Zeitpunkt des

Uebertritts. Ist einer Kk. der Uebertritt nicht

sofort bekannt geworden, so hat sie gegen¬

über der neuen Mitgliedskasse für ihre über

den Austrittszeitpunkt hinaus gewährten FH -

Leistungen einen Ersatzanspruch erworben. Er

ist zu befriedigen in Höhe der tatsächlichen

Kosten, aber begrenzt durch die satzungs¬

mäßige Leistungspflicht der neuen Kk. Ein der

alten Kk. etwa verbleibender Mehrbetrag wä

dem Versicherten zu Unrecht geleistet und

nach § 223 RV*">. zu behandeln.

3. Die gesamten Kosten der Familien¬

wochenhilfe (§ 205a RVO.) sind jetzt
nach der 4. NV. vom 8. Dezember 1931 mit

Wirkung vom 1. Januar 1932 soweit zu er¬

statten, wie sie in die ersten drei Monate

fallen, die dem Uebertritt eines Weiterver¬

sicherten oder Weiterversicherungsberechtig-
ten nach § 313b zur Kasse des neuen Wohn¬

orts folgen. Maßgebend für die Höhe des Er¬

satzes ist die Satzung der neuen Kasse.

4. Kk., die nach § 483 RVO. den bei der

S e e - K k. Versicherten und ihren Angehöri¬

gen Leistungen gewähren, erhalten Ersatz nach

§ 486 für letztere in Höhe der vollen Kosten

nebst einem Verwaltungskostenzuschlag von

5 v. H.

Ersatzansprüche nach § 1531 RVO.

1. Durch die 2. NV. vom 5. Juni 1931 (RGBl. I,

5. 279) hat der § 1531 RVO. folgenden Zusatz

erhalten: „Das gleiche gilt, wenn Ange¬

hörige des Berechtigten unterstützt werden,

für Ansprüche, die dem Berechtigten mit

Rücksicht auf diese Angehörigen zustehen/'

Durch die Fürsorgepflicht-V. vom 13. Februar

1924 ist der Begriff der armenrechtlichen

Familieneinheit aufgehoben worden; als unter¬

stützt gilt seitdem nur der Unterstützte selbst,

und die Kken. brauchten daher bei Unter¬

stützung eines Familienangehörigen durch den

Fürsorgeträger Ersatz deshalb nicht leisten,

weil der allein gegenüber der Kk. für die FH.

anspruchsberechtigte Versicherte nicht als

unterstützt galt (RVA. 3025, AN. 1927, S. 247).

Dieser Zustand wurde als unbefriedigend

empfunden und ist nun durch den Zusatz zum

§ 1531 beseitigt.

2. Der Ersatzanspruch des Fürsorgeträgers

erstreckt sich auf „Ansprüche, die dem Be¬

rechtigten mit Rücksicht auf diese Angehörigen
zustehen/' Zu diesen Ansprüchen gehören
zweifellos die Leistungen der FH. nach den

§§ 205 (KPfl.), 205a (FWH.) und 205b RVO.

(Familien-Stg.). Aber auch andere Leistungen,

die mit Rücksicht auf den Familienstand ge¬

währt werden, dürften zu den zugriffähigen

Ansprüchen gehören. Das sind die Zuschläge

zum KG. (§ 191 Abs. 1) und zum HG. (§ 194

Ziff. 1 RVO.). Sie bilden zusammen die nach

§ 1533 Ziff. 3 den vom Fürsorgerverband ge¬

währten vibrigen Unterstützungen" gegen¬

überstehenden „entsprechenden Lei¬

stungen der Kk/\ die zum Ersatz für die
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Unterstützung von Familienangehörigen durch

en Fürsorgeträger herangezogen werden

können.

3. Für die Frage nach dem Umfang der

rsatzansprüche ist zunächst zu be¬

achten, daß § 1533 Ziff. 2 RVO. in Verbin¬

dung mit § 1524 Satz 2 bis 4 mit der auf den

Grundlohn des Versicherten abgestellten Pau-

halisierung- des Ersatzes für KPfl. nicht an¬

gewendet werden kann bei Familienangehöri¬
gen (RVA. 2472, AN. 1918 S. 424, EuM. Bd. 10

k 85). Zu ersetzen sind vielmehr die vollen

Kosten, allerdings nur in dem durch Gesetz

und Satzung für die eigene Leistungspflicht
der Kasse gezogenen Rahmen. Die Kosten der

vom Fürsorgeträger gewährten ambulanten

KPfl. sind daher zu trennen in solche für ärzt¬

liche Behandlung, die voll, und in solche für

Arznei usw., die je nach Satzungsbestimmung
mit 50 bis 70 v. H. ersetzt werden. Ist Kran¬

kenhauspflege gewährt worden, so hat zu¬

nächst eine Abtrennung der Kosten für den

Unterhalt zu erfolgen. Diesen braucht die

Kk. nicht zu tragen, wenn sie nur Regel¬
leistung zubilligt. Der Rest ist als Kosten der

KPfl. wieder zu scheiden und zu ersetzen wie

bei ambulanter Behandlung. Gewährt die Kk.

einen Zuschuß zu den Krankenhauskosten, so

steht dieser zum Ersatz voll zur Verfügung;
gewährt sie Krankenhauspflege schlechthin, so

hat sie die Kosten der KPfl. bis zur satzungs¬

mäßig gewährten Dauer voll zu tragen, ohne

einen Abzug für Arznei machen zu können.

Die Kosten des Unterhalts im Krankenhause

braucht sie aber auch in diesem Falle nicht

zu übernehmen, weil der Unterhalt eines Ver¬

sicherten aus dem etwa zu zahlenden KG.

zu erstatten wäre. Da aber der Unterhalt bei

Versicherten, die kein KG. erhalten (Lehr¬
linge ohne Entgelt, Unständige ohne Kranken¬

geldanspruch, §§ 494, 452 RVO.), nicht zu er¬

statten ist, so kann eine Kk. auch nicht für

verpflichtet erachtet werden, ihn für Familien-

ingehörige zu übernehmen, denen gleichfalls
kein KG. zusteht.

Aus den Leistungen der Familien¬

wochenhilfe erstreckt sich der Erstat-

tungsumfang voll auf die Hebammengebühr,
len einmaligen Entbindungskostenbeitrag, die

Kosten etwaiger ärztlicher Behandlung und

Arznei nebst kleineren Heilmitteln (§ 205a

\bs. 3). Für Wochengeld und Stillgeld als

laufende krankengeldähnliche Bezüge ist das

Maß des Zugriffs nach Fortfall des

1535a nur noch durch den § 1535b bestimmt

1533 Ziff. 3 Satz 3 RVO.). Danach darf auf

rückständige Beträge bis zur vollen,
B andere Beträge bis zur halben Höhe zu¬

ckgegriffen werden. In diesem Falle steht die

dere dem Ersatz nicht dienende Hälfte der

Wöchnerin zu. Als rückständig gelten alle Be¬

träge, die zur Zeit der Ersatzanspruchstellung

nicht abgehoben sind, ohne Rücksicht darauf,
ob sie für Leistungszeiten zu zahlen sind, die

vor, während oder nach der Unterstützimgs-
zeit des Fürsorgeträgers liegen (RVA. 19. Mai

1914, IIa E. 11/13). Das gleiche gilt für die
dem Ersatzanspruch unterliegenden laufenden

Bezüge an Hausgeld- und Kranken¬

geldzuschlägen für die vom Fürsorge-
träger unterstützten Familienangehörigen. Das

Familiensterbegeld unterliegt als ein¬

malige Leistung dem Zugriff in vollem Um¬

fange.

Ersatzansprüche nach den §§ 1542, 205c RVO.

1. Nach der Vorschrift des § 1542 gehen
Schadenersatzansprüche von Versicherten oder
ihrer Hinterbliebenen, die ihnen nach anderen

gesetzlichen Vorschriften (als denen der RVO.)
gegen Dritte infolge eines Schadens durch

Krankheit, Unfall usw. erwachsen, auf die VTr.

über. Die Kk. kann daher für Leistungen, die

sie aus Anlaß eines dem Versicherten zu¬

gefügten Schadens gewährt hat, von dem

Schädiger Ersatz beanspruchen. § 205c dehnt

die gleiche Befugnis für Schadenersatz¬

ansprüche berechtigter Familienangehöriger
aus. Die Voraussetzungen desErsatzanspruchs,
gesetzliche Ansprüche der Berechtigten
gegen den Dritten, ursächlicher Zusammen¬

hang von ersatzpflichtiger Schädigung mit

Kassenleistung, werden hier als bekannt unter¬

stellt. Zu ersetzen *>:r»d von dem Schädiger
sämtliche Leistungen, die für den Angehöri¬
gen aus Anlaß des Schadens von der Kk. ge¬
währt wurden, in voller Höhe.

2. Strittig ist, in welchem Umfange die Kosten

der KPfl. zu erstatten sind. Nach Abs. 2 des

§ 1542 gelten Satz 2 bis 4 des § 1524, Abs. 1,

entsprechend. Hier ist bestimmt, daß für KPfl.

drei Achtel, bei Krankenhauspflege gleichfalls
drei Achtel und für den Unterhalt außerdem

vier Achtel des Grundlohns des „Berechtig¬
ten" zu erstatten sind. Berechtigt im Sinne

des § 1524 RVO. ist der Versicherte; da in

der FH. der Versicherte gegenüber der

Kk. berechtigt ist (s. oben), glaubt eine Mei¬

nung, auch den Ersatz für KPfl. der Angehöri¬

gen nach dem Grundlohn des „Berechtigten"
regeln zu müssen. Ich halte diese Auffassung
nicht für stichhaltig. Zunächst ist § 1524 Satz 2

bis 4 entsprechend anzuwenden, und der

„Berechtigte" im Sinne des § 1524 ist ferner

nicht personengleich mit dem nach § 1542

gegenüber dem Dritten anspruchsberechtigten
Familienangehörigen. Da für diesen aber ein

Grundlohn nicht vorhanden ist, kann Ersatz

in Höhe der tatsächlichen Kosten ver¬

langt werden. Aus den gleichen Gründen ist

ja auch früher, als der § 222 RVO. noch

Pauschersatz für KPfl. nach dem Grundlohn

des Versicherten vorsah, die Rechtsprechung
zur Festsetzung des Ersatzes für Familien-

-gehörige in Höhe der vollen Kosten gelangt.
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Die Auskunftspflicht der Krankenkassen
Geschäftsführer Friedrich Kleeis, Reichenbach i.V.

Die Kken. sind infolge des bei ihnen zusam¬

menströmenden Materials mehr als andere

Stellen und Behörden zur Auskunftserteilung

geeignet. Ob es sich nun um Krankheiten,

Wohnung, Verdienst eines Arbeitnehmers han¬

delt oder um die Zahlungsfähigkeit, Kredit¬

würdigkeit eines Arbeitgebers geht, immer ver¬

fügen die Kken. nicht nur über Unterlagen,

sondern sie können an Hand ihrer Kartotheken

und Akten /iuch leicht solche Fragen aus der

Vergangenheit beantworten. Es ist die Frage zu

untersuc hen, ob und inwieweit die Kken. /ur

Auskunftserteilung berechtigt oder verpflichtet
sind. Während der § 116 den Kassen eine Aus¬

kunfterteilung im Rahmen und durch den Weg
der sogenannten Rechtshilfe zur Pflicht macht,
wird durch die §§ 141 und 142 den Kassenange¬
stellten und den Inhabern von Ehrenämtern eine

Schweigepflicht auferlegt. Die Schwierigkeit be¬

steht nun für den Angestellten darin, sich

zwischen diesen beiden entgegenstehenden Be¬

stimmungen hindurchzuschlängeln.

Auskunftspflicht an Privatperso¬

nen. Die gesamte RVO. enthalt kein Wort da¬

von, daß die Kassen zur Auskunftsgewährung

an Privatpersonen verpflichtet sind. Auch die

Berechtigung hierzu findet keine Erwähnung.
Man mufi dabei bedenken, dafi die Kken. k<*ine

Auskunftsbureaus sind. Sie haben ganz andere

Aufgaben zu erfüllen. Es erscheint deshalb

durchaus nicht falsch, sondern sogar an¬

gebracht, Auskünfte an Privatpersonen über

andere Personen grundsätzlich abzulehnen und

zu verweigern. Diese Vorsicht ist sogar bei

Verwandten angebracht. Man weiß nicht, wozu

die erhaltenen Auskünfte Verwendung finden

(Ehescheidungssachen, Alimentenstreitigkeiten).
Eine Auskunftserteilung über Krankheiten und

Gebrechen Versicherter ist nach § 141 RVO.

ausdrücklich untersagt. Es bedarf wohl keines

Hinweises, dafi dies auch gilt, wenn es sich um

ehemalige Versicherte oder um Krankheiten

von Angehörigen der Versicherten handelt.

Auch jede Auskunfterteilung (Arbeitsstelle,
Lohn eines Versicherten) an private Personen

unterbleibt lieber. Wenn dies im Gesetz zwar

nicht ausdrücklich verboten ist, so ist es auch

nicht ausdrücklich erlaubt. Darüber hinaus

kann hier auch der § 142 in Anwendung kom¬

men. Unter das verbotene unbefugte Offen¬

baren von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen
kamt u. U. auch die Bekanntgabe der Lohnhöhe,

Namen der Versicherten usw. fallen. Auf jeden
Fall dürfte die Bekanntgabe irgendeiner Tat¬

sache, mag sie nun Versicherte oder Arbeit-

lx»r betreffen, an Privatpersonen als „u n b e -

tugt es Offenbaren" nach § 141 oder

s. 142 aufzut n s» in.

Auskunftspflicht an Behörden. H:

ist die Rechtslage bedeutend schwieriger. I)

Kken. können die Erteilung einer Auskunlt

nicht ohne weiteres und ohne Prüfung o

lehnen. Das Nebeneinanderbestehen ein»

Rechtshilfepflicht nach § 116 und der Schweif

pflichtverordnungen nach § 141 und 142 führt

zu mancherlei Meinungsverschiedenheiten ui

Zweifelsfragen. Nach „Hahn" (Kommentar zui

Krankenversicherung) dürfen die Kken. nach

§ 116 nu: die im § 115 erwähnte Rechtshili

leisten. Also eine Rechtshilfe, die „im und zu

Vollzuge dieses Gesetzes (RVO.) gefordert
wird oder notwendig ist". Er schreibt jedoch
hierzu weiter:

.Pas Bay. J.VA. (K. vom 22. Juni 1918, Arb.-Vers. 19t^

709) führt aber aus, dic positue Fassung des C

Ixet schlief*- eiae weitergehende Rechtshilfepflidrt
nidit aus, wenn ein dringendes öffentliches Isterei

di.r^etan wird odei die unabweisbare Rücksicht auf

wichtige 5nter»>ssen des Versicherten die Auskunft

eruiluug erfordert. Auch das HVA. legt die Vorschrift

in diesem weiteren Sinne aus und nimmt gbrigei
wenn nicht eine eigentliche Rechtshilfepflicht, so dodi

eine allgemeine Beistandspflicht auch der Versidi»

ruiigstrager gegenüber den Behörden bei Erledigm

ihrer Aufgaben an (RVA. 2551, AN. 1919 S. 441 Arb

\ers. 1991 S. 110). Die Beistandspflicht wird aber nidit

ae, weit gehen können, dafi die Krankenkassen ver¬

pflichtet sind, auf Ersuchen einer Behörde Auskunft

ober Krankheiten von Mitgliedern oder früheren Mtt

gliedern zu einem der RVO. fremden Zwecke zu er«

teilen.

El sind auch weiter nodi eine Reihe anderer Ent«

Mhi idunpen ercangen, die sich mit der Frage der An

kunftspflidit der Kassen befassen. Sc hr wichtig i^t

cum- Kntscheidung vom 5. November 19_*0. Es heißt d i

..Die Vorschriften der Reiehsabgabenordnunp iber dn

Auskunftspflicht (IS 177 bis 1*2) gehen den in älter

Gesetzen ausdrücklich aufgestellten Schweige\erpfli«-i-

tungen \or.M

lieber die Frage der Auskunftspflicht in Steuer¬

angelegenheiten schreibt die „Arbeiter-Versor¬

gung" in einer Auskunft (S. 174 31):

. Die ! der Auskunftspflicht in Steuersachen, ftir

die die Krankenkassen als Versicherungsträger genial!
§ 116 RYO. im Wege der Rechtshilfe in Betracht kom

men. ist in den SS 177 bis 188. 191 der Reichsabgah« n-

ordnung wam If. Dezember 1919 (RGBl. S. 1993) ff<

regelt Nach S 80 des Einkommensteuergesetzes \

io. \u_rust 110 (RGBL! S. 185) haben die Versieh

nngstrlger des FiMftibehövdei web jede zur Darch-

führung tler SS 66 bis 77 (vereinfachte Besteuerung des

Arbeitslohnes) Bad der den Finanzämtern obliegenden
PrttfMf und Aufsieht dienstliche Hilfe zu leisten. In

*eit findet S 142 RVO. keifte Anwendung. Daruidi

wiid eini- Aii*kunftserteilung in den Fallen einzelner

bestimmter Steuerpflichtiger mit Recht verlangt werden

kennen.

Zu erwähnen sei noch, daß über die Beistand-

und Auskunftspflicht in Steuersachen nicht di

Instanzen der RVO. zu entscheiden haben. Ein

anderes Gebiet berührt eine Entscheidung vom

6. Dezember 1930. Es heißt da:

I me Krankenkasse ist nicht t ernfliditet, drr Sdiwe

beschädigtenfür* ttelle Auskunft zu erteilet, wei

di« Mitteilung t nie unbefti. dei S 143 war

Die „Deutsche Krankenkasse** schreibt hierüber

(S. 140 31):

\udi «las ()\\. hat. indem ei sidi allenthalben <!•

ratreffenden und erschöpfeadea Begründung der ror-

iattaailichei Ncrfügung easchließt, das Verlange! i

v«>n der Kasse gefordeiteo Auskunft
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i weiterhin zu erhalten, nidit als berechtigt um-

nnea können. Gegenüber den Ausführungen der

v erdeführerin ist noch folgendes hervorzuheben,

«fugt ist eine Mitteilung ohne Zustimmung •:

. itgebt nach der Rechtsprechung des Reichs-

dann, wenn sie widerrechtlich erfolgt, und

bei einer als Geheimnis zu behandelnden lat-

imiuer der Fall, wenn nicht ein Gesetz die

beruft* gebietet oder zulaßt (»der eine höhere

tliche Pflicht die Mitteilung rechtfertigt. (Entschei¬

dung des Reichsgerichts in Zivilsachen Band 53, S. 317)."

! handelte sich hierbei um die von den

hwerbeschädigtenfürsorgestellen allgemein
forderten Auskünfte über die Zahl der Be-

haftigten eines Arbeitgebers. Ungefähr den

bleichen Standpunkt nimmt eine andere Ent¬

scheidung aus der neueren Zeit ein. Es handelte

sich hier um Auskünfte an Fürsorge- und Ju¬

gendämter. In dieser Entscheidung vom 11. De¬

zember 1929 (Deutsche Krankenkasse S. 649,

JO) ist folgender Rechtsgrundsatz aufgestellt:

I »li die Krankenkasse eine gewünschte Auskunft er¬

teile! d-irf, richtet sich nach den entsprechenden ge¬

glichen Bestimmungen. Ist die Kasse danach zur

\u*kunfterteilung verpflichtet, so darf sie trotzdem

dem Ersuchen nicht entsprechen, wenn nach dem Inhalt

der gewünschten Auskunft die Beantwortung nur unter

•jnbefugter Verletzung eines Verbots, insbesondere der

irtzlichea Geheimhaltungspflicht nach S 142 RVO.

glich wäre. Zu den Betriebs- und Geschäftsgeheim-
iea im Sinne des S 142 RVO. gehören auch die

Vuoen der beschäftigten Arbeiter und die Höhe ihres

I ohnes. Eine Ausnahme von dieser gesetzlichen
^diweigepflicht besteht nur, wo ein Gesetz die Aus-

kunfterteilung ausdrücklich vorschreibt, z. B. für Aus¬

kaufte an Finanzbehörden gemäfi $ 80 Einkommen¬

steuergesetz und für die Einsichtnahme durch die

I läger der Unfall- und der Invalidenversicherung
(S 344 RVO.). Dagegen fehlt eine entsprechende Vor*

schritt zugunsten der Jugendämter und Ftirsorgever-
;ide/*

Ueber die Frage, ob und inwieweit die VTr.

unter sich berechtigt sind, Rechtshilfe zu ge¬

währen, herrschen wohl kaum Meinungsver¬
schiedenheiten. Die VTr. sind hierzu ohne Ein¬

schränkung verpflichtet. Der bereits zitierte

Hahn schreibt hierüber:

..Die Versicherungsträger untereinander sind verpflich¬
tet. Auskunft über die Verhältnisse der \ er-icherten,

soweit sie ihnen amilidi bekannt sind und der er¬

suchende leil die Auskunft /ur Erfüllung seiner Auf¬

gaben benötigt, zu erteilen. (RVA. 2200, AN. 1916

§. 492). Insbesondere müssen die Krankenkassen auf

I isudien über Krankheitsfälle der Versicherten nicht

nur Auskunft erteilen, sondern auch die bezüglichen
I i künden, wie Krankenscheine, Krankmeldungen usw.

\<>rlegen (PrOVG. in ArbVers 1910 S. 700), und um¬

gekehrt auch die Berufsgenossensdiaften oder Land'»s-

% ersidierungsanstalten den Kassen. Namentlich haben

auch die Versicherungsträger sidi gegenseitig ihre

Akten zur Einsicht zu überlassen.*'

Daß die Verweigerung einer Auskunft für die

Verweigerer Nachteile nach sich ziehen kann,

geht aus folgender Entscheidung hervor:

,,I eistet der Versicherungsträger dem Ersuchen seiner

Aufsichtsbehörde um Rechtshilfe grundlos keine Folge,
so kann die Aufsichtsbehörde selbst ihn im Aufsichts¬

wege hierzu anhalten und insbesondere den verant¬

wortlichen Mitgliedern des Vorstandes des Versiche¬

rungsträgers zur Erzwingung der Befolgung des Er*

rochen! Geldstrafen androhen. (RVA. 11. Mai 1926;

Breithaupt XVI 49)/*

Aus all diesen Ausführungen geht hervor, daß

die Frage der Auskunftspflicht der Kken. und

die Grenzen dieser Auskunftspflicht in der

Praxis zu mancherlei Meinungsverschieden¬
heiten Anlaß geben. Empfehlenswert ist stets,

mit Auskünften nicht allzu freigebig zu sein.

Zur Auslegung des § 189 Abs. 1 RVO.

In drei weiteren E. (siehe auch „Volkstümliche
Zeitschrift" Nr. 3/1932, S. 36 ff.) hat der Be¬

schlußsenat II des RVA. zu dieser Frage Stellung

genommen. Die ersten zwei Een. vom 14. Ok¬

tober 1931 — IIa K. 39/31 und 13731 B. (AN. 1932

S IV 21 und 22 Nr. 4244 und 4245, EuM. Bd. 31

S.267 und 268, Nr. 112 und 113) sowie die dritte

E. vom 13. April 1932 — II K 213/31 B — (noch
nicht veröffentlicht) befassen sich mit Satzungs¬
änderungen von Kken., die durch die Aenderung
des § 189 Abs. 1 RVO. bedingt waren. In der

sten E. hat es ausgesprochen, daß eine

Satzungsbestimmung, nach der die gemäß § 189

Abs. 1 RVO. vorgesehene Kürzung der Beiträge
erst von dem Tage ab eintreten solle, an dem

die Kk. eine Anzeige über den Anspruch des

Versicherten auf Fortsetzung des Arbeitsent¬

gelts wahrend der Krankheit erstattet werde,

unzulässig sei. Es kann zunächst dahingestellt
bleiben, ob und in welchem Umfange eine An-

zei'jejdlicht über den Anspruch des Versicherten

auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts während

der Krankheit nach £§ 317 ff. RVO. überhaupt
besteht Denn eine Satzungsbestimmung, daß

die Kürzung der Beiträge erst mit dem Tage der

Anzeigeerstattung eintreten solle, dieser

ilso eine rechtsbegründende Wirkung bei¬

messen werde, sei an sich schon unzulässig,

weil einer solchen Anzeige eine solche Wirkung
nicht zukomme. Die Anzeigepflicht diene viel¬

mehr regelmäßig nur dem Zweck, den ordnungs¬

mäßigen Geschäftsbetrieb der Kk. sicherzu¬

stellen. Von Einfluß auf den Beginn der in § 189

Abs. 1 RVO. vorgeschriebenen Beitragskürzung
könne der Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige
nur sein, wenn dies im Gesetz ausdrücklich vor¬

geschrieben sei, was nicht der Fall wäre (siehe
2932 II, AN. 1926 S. 15, EuM. Bd. 18 S. 267

Nr. 107; Hahn-Kühne, Handbuch der KV., 10.

und 11. Auflage S. 488 Anm. 2 zu § 318).

Dagegen ist nach der in der zweiten E. ausge¬

sprochenen Ansicht des RVA. eine Satzungs¬
bestimmung nicht unzulässig, die eine Kür¬

zung von Beitrügen nach § 189 Abs. 1 Satz 2

RVO. erst dann, wenn der Arbeitsentgelt im

Krankheitsfalle für mindestens 14 Tage weiter

bezogen wird, vorschreibt. Zwar kann der

Wortlaut des Gesetzes zu Zweifeln Anlaß geben.
Er sei jedenfalls nicht so klar und eindeutig, daß

er ohne Rücksicht auf den offenbaren Willen des

Gesetzgeber schlechthin maßgebend sein

müßte* (siehe E. 3307, AN. 1928 S. IV 389, EuM.

Bd. 23 S. 306 Nr. 139; und E. 3308, AN. 1928

S. IV 390, EuM. Bd. 23 S. 309 Nr. 140). Im Hin¬

blick auf die für alle Beteiligten kaum zu über¬

windenden praktischen Schwierigkeiten könne

aber nicht angenommen werden, daß der Ge-
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setzgeber Beitragskürzungen auch für solche

Zeiträume gewollt habe, bei denen die Senkung
wirtschaftlich nicht ins Gewicht falle, und die

erforderlichen Berechnungen zu einer Steige¬

rung der Verwaltungskosten und deshalb zu

einer Belastung der Kk. führen würden, ohne

dafi der Kk., dem Versicherten oder dem Arbg.
ein nennenswerter Vorteil erwüchse. Man werde

deshalb dem Sinn und Zweck der Vorschrift

nur dann gerecht, wenn man eine Beitrags-
senktmcr auf solche Fälle beschränke, bei denen

durch das gegebenenfalls eintretende Ruhen des

Kranken- und Hausgeldes bei den Kken. tat¬

sachlich eine praktisch ins Gewicht fallende Er¬

sparnis eintrete. Sei dies der Fall, so müsse der

zwingenden Vorschrift entsprechend die Bei¬

tragssenkung erfolgen, anderseits müsse über

eine Versagung der Kürzung für einen verhält¬

nismäßig geringen Zeitraum des Weiterbezug*;
von Arbeitsentgelt als mit dem Gesetz vereinbar

und deshalb zulässig angesehen werden. Daß

dies tatsächlich der gesetzgeberische Gedanke

und Wille gewesen sei, werde durch den Erlaß

des RAM. vom 4. April 1931 — Nr. IIa 1989 —

(„Reichsversicherung'' 1931 S. 182) klargestellt.
Diese Auffassung wurde schon vorher im

Schrifttum, wenn auch mehr aus praktischen
Erwägungen heraus, fast ausschließlich ver¬

treten (Schraeder-Schulte-Brucker, Kommentar

zur Deutschen KV., 1931, Anm. zu § 189 S. 368;
Schulte in der KV. 1931 S. 1 besonders S. 5 und

S. 117; Kleine und Hösche, ebenda S. 113, 115;
Kilian in „Volkstümliche Zeitschrift'4 1931 S. 47;
Kadgiehn in der DKk. 1931 S. 214 und Wasewitz

in der Arbeiter-Versorgung 1931 S. 531; anderer

Meinung Paul in der DKk. 1931 S. 216).

Was aber das Ausmaß der Beitragskürzung an¬

betreffe, fährt das RVA. fort, so hänge ihr Um¬

fang von der Höhe der bei den Kassenleistungen
eintretenden Ersparnis ab. Da die Verhältnisse

bei den einzelnen Kken. durchaus verschieden

liegen könnten, sei auch eine unterschiedliche

Bemessung der Kürzungen möglich (siehe Er¬

laß des RAM. vom 4. April 1931 — Nr. IIa

1989). Selbstverständlich dürfe aber die Grenze,
von der ab die Kürzung einzusetzen habe, nicht

willkürlich und nicht so bemessen werden, daß

der vom Gesetzgeber gewollte Erfolg, die Ent¬

lastung der Wirtschaft, in Frage gestellt oder

vereitelt werde. Eine hierbei in der Satzung fest¬

gesetzte Frist von 14 Tagen liege aber noch

innerhalb der Grenzen des Angemessenen, so

daß gegen ihre Festsetzung bei der Beitrags¬
senkung begründete Bedenken nicht bestehen.

In der dritten E. vom 13. April 1932 hat das

RVA. schließlich grundsätzlich ausgesprochen,
daß eine Satzungsbestimmung, wonach die Bei¬

tragskürzung von der Voraussetzung abhänge,
daß den Versicherten ein Rechjtsanspruch auf

„Gehalt" für mindestens vier Wochen vom

tWe des Eintritts der Arbeiteunfähigkeit an zu¬

stehe, dahin aufzufassen sei, daß unter dem

Ausdruck „Rechtsanspruch auf Gehalt44 auch

der „Rechtsanspruch auf Lohn4' mitzuverstehen

sei. Eine andere Auslegung würde in Wider¬

spruch stehen zu der im § 189 Abs. 1 Satz 2

Halbsatz 1 in Verbindung mit Satz 1 der RVO.

getroffenen Regelung, wonach vorgeschrieben
sei: „Der Anspruch auf Kranken- und Hausgeld
ruht, wenn und soweit der Versicherte während

der Krankheit „Arbeitsentgelt" erhält. Für

solche Versicherten hat die Satzung die Be

träge entsprechend zu kürzen/4 Danach seit

also grundsätzlich (siehe E. 4245, AN. 1932 S. 22

— EuM. Bd. 31 S. 268 Nr. 113) die Beiträge für

sämtliche Versicherte zu kürzen, deren An¬

spruch auf Kranken- und Hausgeld im Erkran¬

kungsfalle nach § 189 Abs. 1 Satz 1 der RVO.

ruhen würde. Dazu gehörten nicht nur ver¬

sicherte Angestellte, sondern auch sonstige
Versicherte, falls sie für die Zeit der Arbeits¬

unfähigkeit einen Anspruch auf Weitergewäh¬

rung von Arbeitsentgelt hätten. Die Ange¬
stellten (§ 59 HGB., § 133a GO., § 1 Abs. 1, 2 des

AVG.) nähmen nur insofern eine Sonderstellung
ein, als nach S 63 Abs. 2 HGB., § 133c Abs. 2

GO. und § 616 Abs. 2 BGB. in der Fassung des

Artikels 3 Nr. 2 bis 4 im Ersten Teil Kapitel II

der NV. vom 5. Juni 1931 (BGBLIS. 279) ihr An¬

spruch auf Vergütung für den Krankheitsfall

nicht durch Vertrag ausgeschlossen werden

könne. Für solche Versicherte, deren Anspruch
auf Weitergewährung der Vergütung für den

Krankheitsfall nach § 616 Abs. 1 BGB. aus¬

schließbar sei, habe demgemäß die Satzung die

Beiträge nach § 189 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1

RVO. grundsätzlich unter der Voraussetzung

zu kürzen, daß von der Möglichkeit einer ver¬

traglichen Abdingbarkeit der Verpflichtung kein

Gebrauch gemacht sei. Mit dieser Auffassung

stehe auch das Rundschreiben des RAM. an die

Regierungen der Länder (Sozialministerien)
vom 9. Dezember 1930 (AN. 1930 S. IV 501) im

Einklang. Dort sei unter Nr. 3, letzter Absatz,

ausgeführt, zum Ausgleich für die Unabding¬

barkeit der Verpflichtung, unter bestimmten

Voraussetzungen im Krankheitsfalle „Lohn und

Gehalt" zu zahlen, schreibe die Verordnung im

§ 189 Abs. 1 Satz 2 vor, daß „für die beteiligten

Oruppen von Versicherten" der Beitrag ent¬

sprechend gekürzt werden müsse. Wenn in dem

Rundschreiben sodann weiter von der Kürzung

der Beiträge für Angestellte die Rede ist, so

solle damit offenbar nur die für diese in Ar¬

tikel 3 Nr. 2 bis 4 im Ersten Teil Kapitel II der

NV. vom 5. Juni 1931 neu getroffene Regelung
erläutert werden (siehe auch die E. des RVA.

vom 1. Januar 1932 — EuM. Bd. 31 S. 454

Nr. 190, namentlich den letzten Absatz der Be¬

gründung dieser E.).

Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin.

Die Versicherungspiiicht zur Arbeits *

losenverskherung beim Vorhandensein

mehrerer geringfügiger Beschäftigung*-
Verhältnisse.

Das RVA. sagt in seiner E. vom 30. September
1931 (AN. 1932 S. 63), daß bei Prüfung der

Frage, ob es sich um eine geringfügige und

deshalb versicherungsfreie Beschäftigung im

Sinne des § 75a AVAVG. in der Fassung vom

26. Juli 1930 (RGBl. 1930 I S. 311) handelt, die

Arbeitszeiten und das Entgelt aus mehreren Be¬

schäftigungsverhältnissen eines Arbn. nicht zu¬

sammengerechnet werden dürfen. Es ist viel¬

mehr jede Beschäftigung besonders zu berück¬

sichtigen. Begründet wurde diese Ansicht da¬

mit, daß die Zusammenrechnung der Arbeitszeit

und des Entgelts aus mehreren Beschäftigungen
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zur Herbeiführung der VPfl. in der ALVers. der

jetzigen Fassung des § 75a AVAVG. nicht ent¬

spreche. Diese Vorschrift sei auf die einzelne

Beschäftigung der Arbn. abgestellt. Der Grund

erscheint aber nicht sehr durchschlagend, aller¬

dings stützt er sich u. a. auf Syrup-Wei-

g e r t, Bücherei des Arbeitsrechts, Band 6e

! 20 Anmerk. II. S. 21 Anmerk. IV zu § 75a

AVAVG. Als weiteres Argument ist die Ab¬

sicht des Gesetzgebers angeführt, die ALVers.

mit der Aenderung des § 75a AVAVG. zu ent¬

lasten. Weser E. und ihrer wenig überzeugen¬
den Begründung muß aus rechtlichen, prak¬
tischen und sozialen Erwägungen wider¬

sprochen werden.

Auch die KV. kennt nach § 168 RVO. und der

dazu ergangenen Bekanntmachung vom 17. No¬

vember 1913 (AN. 1913 S.802) VFr. wegen ge¬

ringfügiger Beschäftigung. Die Arbeitsleistun¬

gen eines Arbn. für mehrere Arbg. sind jedoch
in der KV. versicherungstechnisch nicht ge-

tiennt zu beurteilen. Ueberschreiten Arbeits¬

zeit und Entgelt mehrerer geringfügiger Be¬

schäftigungen insgesamt die untere Versiche¬

rungsgrenze, so besteht VPfl. (vgl. VZ. 1928

S. 131 ff., DK. 1931 Sp. 82). Nun sind VPfl. und

VFr. in der ALVers. nach § 69 Nr. 1 AVAVG.

grundsätzlich an die entsprechenden Vorschrif¬

ten der RVO. gebunden. Abweichend von

diesem Grundsatz kennt aber das AVAVG. in

den §§ 70 bis 75d, 80, 208 und 209 AVAVG.

noch verschiedene besondere Fälle von VFr.

Eine solche abweichende VFr. ist nach § 75a

AVAVG. auch für geringfügige Beschäftigun¬
gen vorgesehen. Was Arbeitszeit und Arbeits¬

entgelt anbetrifft, sind hier hinsichtlich des Be¬

griffs eines versicherungsfreien geringfügigen
Beschäftigungsverhältnisses andere Maßstäbe

angelegt, als in der KV. Das Risiko in der

ALVers. mag das verlangen. Andere Unter¬

schiede in bezug auf die Beurteilung der VFr.

geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse bei

der KV. einerseits und der ALVers. anderer¬

seits sind jedoch nicht ersichtlich. Dennoch wird

zu der am 26. Juli 1930 erfolgten Neufassung
des § 75a AVAVG. in dem vom RVA. erwähn¬

ten Kommentar Syrup-Weigert bemerkt:

Der Charakter als geringfügige Beschäftigung geht
nicht dadurch verloren, dafi ein Arbn. mehrere gering¬
fügige Beschäftigungen nebeneinander ausübt. Eine

unrnenzählung der Arbeitsstunden und Verdienste
ist in diesen Fällen nicht zulässig."

Demgegenüber sei betont, daß diese neuartige
Ansicht im Gegensatz zu der bisherigen Praxis

steht. Wasewitz sagt dazu in der VZ. 1930

S. 338 zu § 75a AVAVG. (Fassung vom 26. Juli

1930):
Dabei muB natürlich die Arbeitszeit und der Arbeits¬

verdienst aus mehreren nebeneinanderlaufenden Be¬

ifügungen zusammengerechnet werden . . . Das ist

/war nicht ohne weiteres aus dem Wortlaut des
75a zu entnehmen, entspricht aber der bisherigen

Praxis."

Diese Handhabung wird sogar nicht nur der

praktischen Uebung, sondern auch dem inneren

rechtlichen Zusammenhang gerecht. Die gleich-
tige Rechtslage in der KV. erweist das. Da¬

gegen überzeugt die von Syrup-Weigert ohne

nähere Begründung aufgestellte Behauptung, daß

] ine Zusammenzählung der Arbeitsstunden und

Verdienste zur Annahme der VPfl. nicht zu-

s s i S ist, nicht recht. Es scheint, rils ob

Syrup-Weigert in ihrem Kommentar in der

strittigen Frage weniger eine rechtliche Folge¬
rung, als vielmehr eine für den VTr. als zweck¬

mäßig empfundene praktische Handhabung auf¬

zeigen wollten. Uebrigens waren Syrup-Wei¬
gert früher anderer Ansicht als jetzt. Im Band
6d S. 178, 179 des gleichen Kommentars in der

Anmerk. zu § 75a AVAVG. (frühere Fassung
vom 12. Oktober 1929) ist u. a. gesagt:

„Die Novelle Tom 12. Oktober 1929 führt mit 175a die

neue Bezeichnung der ..geringfügigen Beschäftigung"
ein. Der Begriff selbst ist bereits in der KV. verwandt.

I 75a (eht methodisch dieselben Wege,
wie sie die Rechtsprechung des RVA. zu

I 168 RVO. und zu aer Bekanntmachung
rom 17. November 1931 beschritten hat,
sieht aber andere Grenzen tot.

Aus dieser Aeußerung, besonders aus dem

letzten Satz ist deutlich ersichtlich, daß die

Rechtsgrundlagen der KV. für die Beurteilung
der VPfl. geringfügiger Beschäftigungsverhält¬
nisse durchaus auch für den gleichen Gegen¬
stand in der AlVers. sinngemäße Anwendung
zu finden haben. Nicht eine Frage anderen

Rechts, sondern nur eine Frage anderen Maßes

ißt es, wenn Arbeitsdauer und Höhe des Ent¬

gelts unterschiedlich von der KV. festgesetzt
wurden. Was hier von dem § 75a AVAVG in

alter Fassung galt, muß auch von der jetzigen
Fassung gelten. Nach dieser Richtung hat

die Neufassung weder textlich noch sonst eine

Rechtsänderung gebracht. Syrup-Weigert sind

damit selbst schon im voraus ihrer später ge¬

änderten Ansicht entgegengetreten.

Ebenso wie für die KV., muß also auch für

die AlVers. gelten, daß beim Vorhandensein

mehrerer geringfügiger Beschäftigungsverhält¬
nisse eine VPfl. dann gegeben ist, wenn die

Gesamtsumme der Arbeitsstunden und des Ent¬

gelts die untere Versicherungsgrenze über¬

schreiten. Mit der VFr. geringfügiger Beschäf¬

tigungsverhältnisse in der AlVers. wird haupt¬
sächlich der Zweck verfolgt, ungünstige Risiken

auszuschalten. Wenn eine Person nur eine

„geringfügige Beschäftigung44 ausübt, wider¬

spricht es auch durchaus nicht dem sozialen

Empfinden, wenn daraus eine Versicherung und

ein Unterstützungsanspruch, der unter Umstän¬

den das Entgelt übersteigen könnte, nicht her¬

geleitet werden kann. Dieses Argument trifft

aber nicht auf Personen zu, die mehrere gering¬
fügige Beschäftigungen ausüben, insgesamt aber

eine Arbeitszeit und ein Entgelt erreichen, das

einem versicherungspflichtigen Beschäftigungs¬
verhältnis völlig gleichkommt. Diejenigen, die

für mehrere Arbg. tätig sind, übert ihre Beschäf¬

tigung wirklich nicht „nebenher" aus, sondern

bedürfen ihrer zur Fristung des Lebensunter¬

halts (z. B. Vertreter. Aufwartefrauen, Zei¬

tungsträger und -Verkäufer). Allen solchen Per¬

sonen den Schutz der AlVers, deshalb zu neh¬

men, weil die Art ihrer Tätigkeit sie zwingt,

mehreren Herren zu dienen, um ein bescheide¬

nes Auskommen zu haben, wäre nicht nur hart,

sondern auch unverständlich. Welche Logik

liegt darin, eine Person mit einem Wochenlohn

von 30 RM. der AlVers. zu unterstellen, weil

sie diesen Betrag bei einem Arbg. verdient, und

eine andere Person deshalb davon auszuneh¬

men, weil sie zur Erreichung des gleichen Ver¬

dienstes bei drei Arbg. tätig sein muß?
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So anfechtbar die jetzige Auffassung Syrup-
Weigert nach diesen Darlegungen ist, so an¬

fechtbar ist in gleicher Weise auch die auf

dieser Ansicht beruhende E. des RVA. Ebenso

abwegig dürfte aber auch der Hinweis d»

RVA. auf die Absicht des Gesetzgebers sein.

Eine Anregung von Arbeitnehmer sehe, mehrere

geringfügige Beschäftigungen zur Begründung
i ? s Leistungsanspruchs zusammenzurechnen,

ist, wie es in den Entscheidungsgründen heißt,

nicht weiterverfolgt worden. Daraus folgert
dns RVA., daß der Gesetzgeber dieser An¬

regung ablehnend gegenüberstand. Man kann

btt anderer Meinung sein, nämlich der, daß

(ine besondere gesetzliche Regelung dieses

Falles deshalb nicht notwendig erschien, weil

der frühere und jetzige Wortlaut und Sinn des

§ 75a AVAVG. dies bereits ermöglichten.

Bedenken gegen die E. hat bereits auch Arbeits¬

amtsdirektor Dr. Adam in der Zeitschrift „Die

Arbeitslosenversicherung", 9. Jahrg. Nr. 1 Sp. 3,

erhoben. Im Zusammenhang mit der Be¬

sprechung des durch die VO. vom 21. März

1932 (RGBl. I S. 157) angefügten Absatzes 4 zu

§ 75a AVAVG. erkannte Adam die Härten der

E. an. Daß dic RfAuA. die Ermächtigung aus

dieser neuen Vorschrift, wie Adam vermutet,

nicht dazu benutzen wird, um die E. und die

mit ihr verbundenen Härten zu beseitigen und

sich damit in einen Gegensatz zu Syrup-
Weigert zu stellen, darf als sicher angenommen

werden. Um so notwendiger ist es deswegen,
nochmals einen solchen Fall dem RVA. zu

unterbreiten. Im Interesse der betroffenen,
mehrfach geringfügig beschäftigten Personen-

kieise wäre zu wünschen, daß die Frage dabei

eine bessere Regelung findet.

Herbert Lieske, Berlin-Tempelhof.

Allgemeine
Ortskrankenkasse der Stadt Berlin.

Der Mitgliederbestand ist im Jahre

1931 um 51 017 Personen (~ 10,5 v. H.) zurück¬

gegangen. Die Zahl der versicherten Arbeits¬

losen hat sich um fast 10 000 auf 134 033 erhöht;

zum Teil beruht die Steigerung auf der Ueber¬

nahme eler Versicherung von Arbeitslosen der

Arbeitsämter Pankow und Weißensee, die vor-

her bei anderen Kassen gemeldet hatten.

I)er Krankenbestand belief sich im Mo¬

natsdurchschnitt auf 4,03 v. H. (1930: 4,94 v. H.);
der Bericht betont, daß ein Schluß auf den wirk¬

lichen Gesundheitszustand heutzutage aus der

Zahl der Krankmeldungen nicht gezogen wer¬

den kann, weil die Furcht, entlassen zu werden,

viele Versicherte veranlaßt, sich nicht krank zu

melden. Die ungünstigen Folgen solchen Ver¬

haltens werden über kurz oder lang belastend

für die KV. zutage treten. •Außerordentlich

wird durch das Ruhen des Anspruchs auf

Krankengold die Richtigkeit der Statistik beein¬

flußt. Während fast 10 v. H. rler Versicherten

den ermäßigten Beitrag der Gehaltsbezieher

zahlen, betrügt die Zahl der ruhenden Kranken¬

geldtage nur etwas über 5 v. H. Es wird ange¬

nommen, daß mindestens 4 v. H. der Ver¬

sicherten die Meldung der Arbeitsunfähigkeit
unterlassen, weil sie Krankengeld nicht erhalten.

Bt wurden 199 575 arbeitsunfähige Versiche¬

rungsfalle mit insgesamt 6994 bit) Krankheits¬

tagen einschließlich der ruhenden Krankengeld¬

tage festgestellt. Die Verminderung der Fällt

betrug 23,56 v. H., während die Tage nur un

13,37 v. H. abgenommen haben. Hieraus ergibt
sich eine Verlängerung der Unterstützungszeit
Ein Krankheitsfall umfaßte im Durchschnit

35,05 Tage, 1930 dagegen nur 29,43 Tage. Die

größte Anzahl von Krankheitsfällen und Tagi
entfiel auf die Altersstufe von 21 bis 25 Jahren

was dadurch bedingt ist, daß fast 20 v. H. dei

Mitglieder dieser Altersgruppe angehören.

In Krankenanstalten befanden sich 44 223 Fälle

mit 1 145 672 Tagen; auf einen Fall kamen 25,0

Tage (1930: 24,8 Tage). Von den Patienten wur¬

den in den letzten Jahren mehr und mehr dit

gemeinnützigen (konfessionellen) Krankenan¬

stalten, in geringem Maße auch die Privat¬

kliniken, gegenüber den städtischen und staat¬

lichen Anstalten bevorzugt. Dies liegt zum Teil

daran, daß durch Eröffnung neuer, großer und

modern eingerichteter gemeinnütziger Kranken¬

häuser die Bettenzahl sehr beträchtlich ver¬

mehrt wurde. Die Inanspruchnahme der städti¬

schen Anstalten mit 50 v. H, im Jahre 1929 ist

herabgegangen auf 41,5 v. H. im Jahre 1931. Der

Kostensatz für die städtischen Anstalten beträgt
7 RM. täglich. Die Bemühungen, die Kurkosten

herabzusetzen, sind bisher ergebnislos geblieben.
Lediglich die Privatkliniken haben den Kosten¬

satz auf 6,60 RM. täglich gesenkt, später folgte
der Berliner Kassenverband mit der Ermäßigung

der Kosten seiner Anstalten auf 6,50 RM. je

Tag. Mit dem Betrag von über 9,64 Millionen

Reichsmark (= 18,04 v. H.) bedeuten die Kran¬

kenhauskosten für Mitglieder und deren Ange¬

hörige einen erheblichen Anteil der Gesamt¬

ausgaben. Eine Entlastung durch Ermäßigung
dieser Aufwendungen ist dringend geboten,
namentlich im Hinblick auf das starke Ab¬

sinken der Einnahmen der Kasse.

Die Beitragseinnahmen (ohne Behand¬

lungsscheingebühren) betrugen 44,752 Millionen

Reichsmark; sie sind gegen das Vorjahr um

18,615 Millionen Reichsmark gesunken. Auf ein

Mitglied entfielen im Jahre 1930 130,41 RM., im

Jahre 1931 dagegen nur 102,91 RM. Sehr stark

haben sich auch die Beiträge für die versicherten

Arbeitslosen ermäßigt: sie sind von 91,95 RM.

auf 74 RM. herabgegangen. Es ist dies eine

Folge der Notverordnung vom 5. Juli 1931. Die

Zwang sbeitreibungen sind von 42 275

auf 63 176 angestiegen. Daraus sind recht er¬

hebliche Verwaltungsarbeiten und -kosten ent¬

standen. Das Beitragsverfahren ist den

veränderten Verhältnissen angepaßt worden.

Durch Satzungsänderungen hat die Kasse die

Möglichkeit erhalten, den Grundlohn und damit

die Beiträge durch Lohnstufen, Mitglieder¬
klassen und durch den wirklichen Arbeitsver¬

dienst bestimmen zu lassen. Lohnstufen be¬

stehen für rund 38 (XX) Betriebe mit etwa 80 01«

Versicherten. Für diese Mitglieder werden dir

Beiträge mit Rechnungen monatlich angefordert.
Mitgliederklassen bestehen für Lehrlinge ohne

Entgelt, Aufwärterinnen, Hauswarte, Haus¬

gehilfen und Hausgewerbetreibende. Sie gelten
tür rund 30(XX) Versicherte, die von etwa 25 000

Arbg. beschäftigt werden, die die Beitrüge selbst

zu errechnen und monatlich ohne besondere

Aufforderung einzuzahlen haben. Der wirklich*
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Arbeitsverdienst gilt als Grundlohn für rund

140 000 Versicherte in 6000 Großbetrieben. Die

hinziehung der Beiträge hat sich immer mehr

i srhwert. Die Verhandlungen mit Arbg. wegen

Stundungen, Ratenzahlungen, Pfändungen und

Weigerungen nahmen einen erheblichen Teil

<; Arbeitskräfte in Anspruch. Es ist nicht

immer möglich, die Beitragseinziehung in einer

< arren Form durchzuführen, es müssen auch

\usnahmen zugelassen werden. Soweit die

Xrbeitslosenbeiträge in Betracht kommen, ist

s kaum noch möglich; Gesetzgeber und

Reichsanstalt haben den Einzugstellen immer

stärkere Fesseln angelegt. Der ganze Mißmut

der Arbg. über die sozialen Abgaben wendet

sich gegen die Kken. In den hohen Beiträgen
sehen sie immer nur den Kassenbeitrag. Darauf

ist ein erhebliches Maß der Stimmung gegen die

Kken. zurückzuführen.

I)er Rechnungsabschluß weist eine Ge¬

samteinnahme von 55 329 Millionen Reichsmark

und eine Gesamtausgabe von 55 651 Millionen

Reichsmark aus. Bei der Gewinn- und Verlust¬

rechnung ergibt sich ein Fehlbetrag von 239 172

Reichsmark, der lediglich einen Teil des Kurs¬

verlustes an Wertpapieren darstellt. Das Ge¬

samtvermögen der Kasse bezifferte sich

am Ende des Jahres auf 36 045 Millionen Reichs¬

mark; davon gehören zur Rücklage 13 537 Mil¬

lionen Reichsmark. Der Beitragsfuß von 6 v. H.

des Grundlohns war während des Berichtsjahres
unverändert.

Rückerstattung irrtümlich gezahlter
Arbeitlosenversicherungsbeiträge.
Die Einfügung des § 165 a AVAVG. durch das
Gesetz zur Aenderung des AVAVG. vom

12. Oktober 1929 (RGBL I S. 153 ff.) hat unter

den Kken., welche Einzugsstellen für die Bei¬

träge zur AlVers. sind, manche Zweifelsfragen
aufgeworfen (vgl. Deutsche Krankenkasse 1930,
Sp. 49, 1014, 1425).
Nunmehr findet man in der Praxis häufig die

Auffassung vertreten, daß durch § 165 a

AVAVG. eine Aenderung der bisher bestehen¬
den Rechtsvorschriften über die Verjährung
des Rückerstattungsanspruchs (§ 145, Abs. 3

AVAVG., § 29 RVO.) insofern eingetreten ist,
«ils irrtümlich entrichtete Beiträge ohne Rück¬

sicht auf § 145, Abs. 3 AVAVG., § 29 RVO.

zurückerstattet werden müssen; d. h. für den

in § 165 a AVAVG. gesetzlich geregelten Rück¬

erstattungsanspruch soll nicht die Verjährungs¬
frist des § 29, Abs. RVO., sondern überhaupt
keine oder höchstens die allgemeine Verjäh¬
rungsfrist von 30 Jahren gelten. In der Recht¬

sprechung ist diese Auffassung in dem Urteil

des VA. Remscheid vom 29. September 1931

zutage getreten (Arbeiter-Versorgung 1931,
ite 492).

Di Auffassung und Auslegung des § 165 a

AVAVG. kann jedoch nicht beigetreten werden.
Durch das Gesetz zur Aenderung des AVAVG.

vom 12. Oktober 1929. Ziffer 38, ist be¬

stimmt, daß $ 115 AVAVG. fortfällt; durch

Ziffer 49 a. a. O. wurde der jetzt geltende
oa hinter dem bisherigen § lö5 AVAVG.

eingefügt. Der aufgehobene § 115 enthielt

e dem § 213 RVO. entsprechende Vor¬

schrift über die sogenannte formale Versiche¬

rung. Bereits vor dem Gesetz vom 12. Ok¬
tober 1929 war die Möglichkeit gegeben, irr¬

tümlich entrichtete Beiträge zur AlVers. zu¬

rückzufordern. Dies war zwar im AVAVG.
nicht ausdrücklich ausgesprochen, ergab sich

jedoch mittelbar aus § 145 Abs. 3, öatz 1 in

Verbindung mit §§ 405 Abs. 2, 29 RVO. (vgl.
Kommentar zum AVAVG. von Weigert, 1930,
Seite 319). Für die Verjährung des Rückfor¬

derungsanspruches war unbestritten § 29 Abs. 1

RVO. anzuwenden. An der Anwendung des

§ 29 Abs. 2 RVO. auf den Rückforderung^An¬

spruch wurde durch die Einfügung des § 165 a

in das AVAVG. nichts geändert. Ueber den

Zweck der Einfügung des § 165 a führt der

bereits zitierte Kommentar zum AVAVG. von

Weigert auf Seite 319 aus: „Angesichts der er¬

höhten Bedeutung, die das Rückforderungs¬
recht nach Wegfall der Formalversicherung
(§ 115) hat, erschien es dem Gesetzgeber nötig,
das Rückforderungsrecht im Gesetz ausdrück¬

lich festzulegen und in einigen Einzelheiten zu

regeln!4 Der Kommentar zum AVAVG. von

Jäger/Neuburger/Adam spricht das gleiche in

Anmerkung 3 zu § 165a aus. Nach der Sachlage
kann auch nicht angenommen werden, daß der

Gesetzgeber durch die Neuschaffung des § 165a

eine den § 145 Abs. 3 (§ 29 RVO.) ausschlie¬

ßende Spezialvorschrift geben wollte. Neben

der ausdrücklichen Verankerung des Rückfor¬

derungsanspruchs auf irrtümlich geleistete
Beiträge brachte § 165 a insofern eine Aende¬

rung des bis dahin geltenden Rechtszustandes,
als der Rückforderungsberechtigte genau be¬

zeichnet und als erstattungspflichtig nicht, wie

bisher, die Einzugsstelle (Krankenkasse), son¬

dern das Arbeitsamt bestimmt wurde. Der Cha¬

rakter einer den in § 29 Abs. 2 RVO. nieder¬

gelegten Grundsatz der Verjährung durch¬

brechenden Spezialvorschrift kommt dem

§ 165 a AVAVG. nicht zu; dies würde auch der

Stellung der AlVers. widersprechen, welche in

den Grundsätzen mit den Vorschriften der

RV. übereinstimmt. Ein Grund, aus welchem

der Rückforderungsberechtigte im AVAVG.

besser gestellt sein soll, als der Rückforde¬

rungsberechtigte in der RVO., ist nicht ersicht¬

lich. Der Wegfall der sogenannten Formal¬

versicherung ist kein ausreichender Grund

hierfür; denn § 115 AVAVG. ist fortgefallen,
um die Reichsanstalt vor mißbräuchlicher In¬

anspruchnahme der AlVers. zu schützen,
welche besonders dadurch verursacht wurde,
daß das Arbeitsamt dio Anmeldungen zur

AlVers. nicht selbst entgegennimmt und von

der Anmeldung erst Kenntnis erhält, wenn der

Versicherungsfall eingetreten ist, (vgl. die B<

gründung zum Entwurf der Novelle vom

12. Oktober 1929, abgedruckt bei Weigert
a. a. O. Seite 283). Aus dem Wortlaut des

§ 165 a AVAVG. kann daher nicht die in der

Entscheidung des VA. Remscheid vom 29. Sep¬
tember 1931 ausgesprochene Schlußfolgerung

gezogen werden, daß $ 105 a nur den Zweck

haben konnte, die bisherigen Vorschriften ein¬

zuschränken oder zu erweitern. § 165 0

AVAVG. bringt weder eine Erweiterung, noCh

eine Einschränkung des bisherigen Rechtszu¬

stands, sondern eine ausdrückliche stiegung

des bisher nur unmittelbar im AVAVG. nieder-
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gelegten Rückforderungsrechts und die Rege¬

lung einiger Einzelheiten, (vgl. oben). Bei dem

Anspruch auf Rückforderung irrtümlich ge¬

leisteter Beiträge nach § 165 a ist daher § 145

Abs. 3 und § 29 RVO. anzuwenden, d. h. der

Anspruch verjährt in 6 Monaten nach Ablauf

des Kalenderjahrs, in dem die Beiträge ent¬

richtet worden sind (vgl. auch die Bescheid-

Sammlung für Arbeitsvermittlung usw. Jahr¬

gang 7 Seite 58 Nr. 2266).
Nach § 165 a AVAVG. ist rückforderungsbe¬

rechtigt, wer die Beiträge getragen hat. Der

Kommentar von Weigert vertritt den Stand¬

punkt, daß der Arbg. und der Arbn. je zu

ihrem Beitragsanteil rückforderungsberechtigt

sind, da sie die Beiträge getragen haben. Die¬

ser Auffassung kann nach der grundsätzlichen
Entscheidung des RVA. vom 15. Januar 1930

Nr. 3696 (AN. 1930, S. 167; Arbeiter-Versor¬

gung 1930, S. 298) nicht beigepflichtet werden.

Das RVA. hat ausgeführt, daß zur Geltend¬

machung des Erstattungsanspruchs nur der¬

jenige berechtigt ist, auf dessen Kosten die

Kasse die Beiträge zu Unrecht erlangt hat. Das

ist jedoch der Arbg. Der Rückerstattungs¬

anspruch steht daher nur dem Arbg. zu, wäh¬

renddem dem Arbn., dem bei der Lohnzahlung

ein Teil des Beitrages vom Arbg. abgezogen
wurde, nur ein Erstattungsanspruch gegen den

Arbg. zusteht. Dieser Grundsatz gilt, wie in

der genannten Entscheidung ausgeführt ist,

entsprechend, soweit es sich um Beiträge han¬

delt, die der Arbg. für einen irrtümlich als

versicherungs- und beitragspflichtig angesehe¬
nen Arbn. zur Erwerbslosenfürsorge entrichtet

hat. Die Vorschrift in § 165 a, Abs. 1, Satz 2

AVAVG. steht dem nicht entgegen.
Regierungsrat Dr. Fees, Rastatt.

Welche Gebühren stehen dem Arzte zu,

der vom VA« in Spruchsachen der KV. um

die Erstattung eines schriftlichen Gut¬

achtens ersucht wird?

Nach § 59 Abs. 2 RVO. haben die Kk. die in

Spruchsachen entstehenden ßarauslagen des

Verfahrens zu erstatten. Die Vorschrift

steht unter Abschnitt „Versicherungsämter*4,
„Kosten". Sie gilt also nur für das Spruch-
verfahren vor dem VA. In der Berufungs¬

instanz, vor dem OVA., haben die VTr. für

jede Spruchsache einen Pauschbetrag zu ent¬

richten (zu vgl. § 80 Abs. 1 der RVO.). Mit

der Zahlung des Pauschbetrages, der zur Zeit

auf 20 RM. festgesetzt ist, sind auch die im

Berufungsverfahren entstandenen Barauslagen
des Verfahrens abgegolten. Sonach haben die

Kk. nur an den Gebühren ein Interesse, die

das VA. für die Erstattung von ärztlichen

Gutachten zahlt. Wenn der Arzt als Zeuge
oder Sachverständiger zur mündlichen Ver¬

handlung geladen wird, steht ihm eine

Entschädigung nach § 3 der Gebühren¬

ordnung für Zeugen und Sachverständige,
in der Fassung vom 21. Dezember 1925,
RGBl. I, S. 471, zu. Die Vergütung richtet sich

nach der entstandenen Zeitversäumnis. Sie be¬

trägt bis zu 3 RM. für jede angefangene
Stunde. Ist die Leistung besonders schwierig,
darf der Betrag bis zu 6 RM. für jede ange¬

fangene Stunde erhöht werden. Außerdem

sind dem Sachverständigen die auf die Vor¬

bereitung des Gutachtens verwendeten Koste

sowie die für eine Untersuchung verbrauchten

Stoffe und Werkzeuge zu vergüten. Unter

diesen Kosten sind nur etwaige Auslagen zu

verstehen, dagegen nicht die Entschädigen
für die zur Abgabe eines Gutachtens erforder¬

lichen Untersuchungen und die dadurch be¬

dingte Zeitversäumnis. Hierfür sind die in § 3

Abs. 1 a. a. O. vorgesehenen Sätze, oder di»

von den Ländern für die beamteten Aerzte er¬

lassenen besonderen TaxVorschriften maß¬

gebend. Ist die Ausarbeitung eines schrift¬

lichen Gutachtens nicht gefordert, beschränkt

sich die Tätigkeit des Sachverständigen viel¬

mehr auf mündliche Ausführungen vor dem

VA., so erhält der Sachverständige -nach der

ausdrücklichen Vorschrift des § 4 Abs. 2 nur

die im § 3 Abs. 1 geregelte Vergütung. Inso¬

weit ist die Rechtslage klar. Dagegen ist

zweifelhaft, ob der Sachverständige, der vom

VA. bloß zur Erstattung eines schriftlichen

Gutachtens ersucht ist, für diese Tätigkeit ent¬

weder nach § 3 Abs. 1 der vorbezeichneten

Gebührenordnung oder nach den Mindest¬

sätzen der amtlichen preußischen Gebühren¬

ordnung (Preugo) zu honorieren ist. Wenn,

wie bereits bemerkt, ein beamteter Arzt (Kreis¬

arzt, Amtsarzt) das schriftliche Gutachten er¬

stattet hat. sind die von den Ländern für ihre

Medizinialbeamten festgesetzten Taxen maß¬

gebend. Dagegen kommt m. E. bei den nicht

beamteten Aerzten nur die Preugo (Ziff. 15a

bis f) in Frage. Das RVA. hat zwar in einer

Streitsache bezüglich der Höhe der Entschädi¬

gung eines ärztlichen Sachverständigen, der

vom OVA. zugezogen worden war, entschieden,

daß das Honorar für das schriftliche Gut¬

achten bei einem nicht beamteten Arzt nach

der Gebührenordnung für Zeugen und Sach¬

verständige zu bemessen ist. (AN. 1919, S. 174.)
Für das Oberversicherungsarnt gilt jedoch nicht

die Vorschrift des § 59 Abs. 2 der RVO. Nun

bestimmt aber der § 2 der Preugo, daß die

Mindestsätze dieser Gebührenordnung zur An¬

wendung kommen, wenn die Zahlung aus den

Mitteln einer Kk. zu leisten ist. Das ist hier

der Fall. Der Arzt ist nicht verpflichtet, für

die Mindestsätze der Preugo das erbetene

schriftliche Gutachten zu erstatten. Das VA.

kann jedoch in einem solchen Falle den Arzt

zur mündlichen Vernehmung laden. In diesem

Falle hat der Sachverständige nur Anspruch
auf die vorerwähnte^ Sachverständigengebühr.
Die VAe. sind nicht berechtigt, über diese

rechtliche Grundlage hinauszugehen und ein¬

fach zu zahlen, was der Sachverständige ver¬

langt. Zur Vermeidung von Zweifeln ist es

zweckmäßig, daß das VA. bei Anforderung des

schriftlichen Gutachtens dem Sachverständigen
mitteilt, daß ihm nur die Mindestsätze der

Preugo gewährt werden könnten. Wenn es

jedoch nach Lage des Falles notwendig ist, ein

Gutachten von Qualität zu erhalten, ist das

VA. nach § 2 Abs. 1 der Preugo berechtigt,
eine höhere Gebühr als die Mindestgebühr zu

zahlen. Die Kk. hat nach § 97 der VO. über

Geschäftsgang und Verfahren der VAe. das

Recht der Beschwerde an das OVA. gegen die

vom VA. festgesetzten Barauslagen. Das OVA.

entscheidet endgültig. W. Hellwig, Mainz.
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Erstattung des Krankengeldes
nach § 1509 Abs. 4 RVO.

N ich § 1504 Abs. 4 RVO. hat die Kk. gegen-

ber der BG. keinen Anspruch auf Ersatz der

AjfWendungen für das Heilverfahren, wenn sie

e in § 1503 RVO. vorgeschriebene Anzeige
nicht rechtzeitig erstattet. Nach § 1503 RVO.

hat die Kk. die Krankheit eines gegen Unfall

Versicherten dem Träger der UnfV. unverzüg¬
lich anzuzeigen, sobald Anhalt dafür vorliegt,
d iß die Krankheit durch einen Unfall herbei¬

führt ist. Steht fest, daß diese Anzeige
nicht rechtzeitig erstattet ist, so hat damit

die Kk. doch nicht jeden Ersatzanspruch ver¬

loren. Nach dem klaren Wortlaut des § 1509

\bs. 4 RVO. verliert die Kk. ihren Ersatz¬

rispruch im Falle der nicht rechtzeitigen Er¬

stattung der Anzeige nur wegen der „A u f -

endungen für das Heilverfah-

r e n", — nicht aber wegen der „wiederkehren¬
den Geldleistungen44. Das Gesetz behandelt also

die Sach- und Geldleistungen hinsichtlich des

Lirsatzes auch hier verschieden (vgl. §§ 1505,
1506 RVO.). In § 1507 RVO. wird ausdrück¬

lich im einzelnen bestimmt, was als Aufwen¬

dungen für wiederkehrende Geldleistungen und

als Aufwendungen für das Heilverfahren zu

?4ten hat. Wenn also z. B. die Kk. an einen

Unfallverletzten KG. gezahlt hat, kann sie da¬

iür in voller Höhe Ersatz verlangen, auch

wenn sie die Anzeige nach § 1503 RVO. ver¬

spätet erstattet hat. Das RVA. hat das be¬

stätigt in der E. vom 10. April 1931 (II a KE.

412 29, AN. 1931 S. 316). Das VA. und das

OVA. hatten die Kk. mit ihrem Ersatzanspruch
wegen des Krankengeldes abgewiesen mit der

Begründung, daß die verspätete Anmeldung
den Verlust des gesamten Ersatzanspruches
und damit auch des Krankengeldes nach sich

ziehe. Es ist kaum zu verstehen, daß diese

Ansicht bei dem klaren Wortlaut des Gesetzes

vertreten werden konnte.

Dr. jur. Georg Schulz, Großschönau/Sa

Zum Begriff
„unterhaltsberechtigter Ehegatte"
hat das VA. der Stadt Berlin auf Anfrage einer
Kk. am 12. September 1931 erklärt, dfeß auch
lihemänner unter gewissen Voraussetzungen
berechtigt sind, auf Grund der Mitgliedschaft
der Ehefrau Familienhilfe aus § 205 RVO. zu

beziehen. Das VA. führt in diesem Bescheide

DL

,„..
daß jedenfalls bei Ansprüchen von Ehe¬

männern auf Gewährung von Familienunter¬
stützung aus der Versicherung der Ehefrau in

jedem Einzelfalle genau zu prüfen ist, ob in
concreto ein Unterhaltsanspruch des Ehe¬
mannes gegenüber der Ehefrau gegeben ist
oder nicht.

Es fragt sich weiter, ob in dem von der Kran¬
kenkasse angeführten Beispiel, in dem der
Ehemann erwerbslos ist und von keiner Seite
mehr Unterstützung erhält, während die Frau

erwerbstätig ist, die letztere ihrem Ehemann

zur Unterhaltsleistung verpflichtet ist. Nach

§ 1360 Abs. 2 BGB. hat die Ehefrau dem Mann,
wenn er außerstande ist, sich selbst zu unter¬

halten, den seiner Lebensstellung entsprechen¬
den Unterhalt nach Maßgabe ihres Vermögens
und ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren. Die

Voraussetzungen dieser Vorschrift dürfen in

Fällen der vorliegenden Art wohl im allgemei¬
nen als gegeben anzusehen sein.

In dem Kommentar der Reichsgerichtsräte zum

BGB. (Bd. IV 6. Auflage Beriin 1928 zu § 1360

Anmerkung 5 S. 80), ist hierzu folgendes aus¬

geführt:

„Die Unterhaltspflicht der Frau gegenüber dem

Manne entspricht dem sittlichen Wesen der

ehelichen Gemeinschaft und tritt nicht etwa

erst bei völliger Vermögenslosigkeit und Er¬

werbsunfähigkeit des Mannes, sondern schon

dann ein, wenn er bei einer den Pflichten eines

guten Haus- und Familienvaters entsprechen¬
den Verwendung seiner Mittel nicht imstande

ist, sich selbst und seine Familie in einer sei¬

ner Lebensstellung entsprechenden Weise zu

unterhalten.44

Dieser Auffassung dürfte beizupflichten sein;
mithin ist nicht etwa Voraussetzung des Unter¬

haltsanspruchs des Ehemannes, daß er infolge
körperlicher Gebrechen, z. B. Invalidität oder

Krankheit, zur Bestreitung seines Lebensunter¬

haltes außerstande ist, vielmehr genügen son¬

stige persönliche Umstände, insbesondere

solche wirtschaftlicher Art, wie Stellungslosig-
keit, Vermögensverfall usw. Wenn daher nicht

etwa im Einzelfalle besondere Umstände vor¬

liegen, die die Unterhaltspflicht der Ehefrau

ausschließen, so ist in dem von der Kk. er¬

wähnten Beispiel der Unterhaltsanspruch des

völlig mittellosen Ehemannes und damit auch

seine Berechtigung zum Bezüge der Familien¬

unterstützung aus der Versicherung der er¬

werbstätigen und unterhaltspflichtigen Ehe¬

frau zu bejahen.44

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Zusammengebrochene Hetze.

Seit Ende 1930 brachte die ganze Tagespresse
Schmähartikel gegen die AOKk. Breslau und

insbesondere gegen ihren damaligen Verwal-

igsdirektor Kirchhoff. Kirchhoff wurde un¬

unterbrochen verdächtigt und verleumdet. Diese
fetze ist jetzt endgültig zusammengebrochen,

ch eingehenden Untersuchungen hat das

Landgericht Breslau das Strafverfahren gegen

Kirchhoff eingestellt. Jetzt hat auch das Ober¬

landesgericht Breslau die Beschwerde der

Staatsanwaltschaft auf Kosten der Staatskasse

verworfen. Jene Presse, die rasch dabei war,

Kirchhoff zu verleumden, ist aber jetzt nicht

geneigt, ihren Lesern von seiner Rehabilitierung
Kenntnis zu geben.
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RECHTSPRECHUNG

Der Geschäftsführer einer Krankenkasse

hat, soweit er fttr denVorstand der Kasse

gemäß dessen Weisungen nach außen

hin tätig wird, dies durch den Zusatz „Im

Auftrage" (I. A*) auszudrücken.

E. des RVA. vom 11. März 1932 - IIK 232/31B.

AusdenGründen: Nach § 5 RVO. ist nur

der Vorstand befugt, die Kk. nach außen zu ver¬

treten (vgl. Hahn-Kühne, Hdb. der KV., Anm. 1

Abs. 2 zu § 5). Der Geschäftsführer darf also

nur kraft besonderen Auftrages für den Kassen¬

vorstand die Kostennachweise zeichnen. Dieses

Auftragsverhältnis muß auch nach außen hin

in die Erscheinung treten. Durch den Zusatz

„Geschäftsführer" zum Namen wird diesem Er¬

fordernis nicht genügt. Zu Unrecht nimmt die

Kk. an, es handele sich um eine innere Angele¬

genheit der Verwaltung der Kk. Eine innere Ver¬

waltungsangelegenheit ist zwar die Betrauung

des Geschäftsführers als solche zur Unterzeich¬

nung der Nachweise, nicht aber die Auswirkung

dieser Uebertragung nach außen. In dem gegen¬

über dem Hauptversorgungsamt geübten Ver¬

fahren der Unterzeichnung der Kostennachweise

durch den Geschäftsführer ist eine Nichtbeob¬

achtung des Gesetzes zu sehen. Das VA. war

daher berechtigt, im Dienstaufsichtswege dage¬

gen einzuschreiten (§§ 30, 377). Der Geschäfts¬

führer hat, soweit er für den Vorstand der

Kasse gemäß dessen Weisungen nach außen hin

tätig wird, dies durch den Zusatz „Im Auftrage4*
(I. A.) auszudrücken. Der Zusatz „InVertretung"

(I. V.) ist abzulehnen, weil nach § 5 Abs. 3 RVO.

nur einzelne Vorstandsmitglieder — regelmäßig
der Vorsitzende —, nicht dagegen Angestellte
die Kk. vertreten können, sofern das in der Sat¬

zung der Kk. vorgesehen ist.

Die von der Ehefrau eines arbeitsunfähi¬

gen und mittellosen Schuldners bestellten

und von ihr bezahlten Anzüge sind nicht

ihr Eigentum.

E. des Landgerichts III Berlin vom 20. Novem¬

ber 1931 - 19 S. 2865 31 -.

Gründe: Nach § 1362 BGB. spricht die Ver¬

mutung dafür, daß die im Besitz des Eheman¬

nes der Kl. befindlichen Pfandstücke sein Eigen¬
tum gewesen sind. Diese Vermutung hat die Kl.

zu widerlegen. Hierzu genügt es nicht, wenn sie

behauptet, sie habe die Anzüge bestellt und be¬

zahlt. Denn selbst wenn diese Angaben zutreffen

sollten, ist nach allgemeiner Lebenserfahrung
anzunehmen, daß die von einem Schneider ge¬

lieferten Maßanzüge dem übereignet werden

sollen, für den sie angefertigt worden sind.

Dies gilt umsomehr, wenn eine Ehefrau für ihren

Ehemann die Anfertigung von Kleidungsstücken
in Auftrag gibt, da für sie selbst derartige An¬

züge so gut wie wertlos sind. Nur dann, wenn

die Ehefrau als Bestellerin mit dem Schneider

ausdrücklich vereinbart, daß das Eigentum an

den Kleidungsstücken auf sie übertragen werden

solle, kann die sich aus § 1362 BGB. ergebende
Vermutung widerlegt werden; eine dahin¬

gehende Behauptung hat die Kl. aber nicht ein¬

mal vorgetragen, geschweige denn unter Be¬

weis gestellt

Anmerkung der Schriftleitung: Diese Entschei¬

dung ist deshalb von wesentlicher Bedeutung,
weil es gewisse Schuldner für „ratsam erach¬

ten", wirklich entbehrliche Kleidungsstücke da¬

durch dem Gläubigerzugriff zu entziehen, daß

das Eigentumsrecht zugunsten der Ehefrau, ge¬

stützt auf die von ihr gemachte Bestellung und

Bezahlung, behauptet wird.

Bestrafung wegen Nichtabführung von

den Arbeitnehmern einbehaltenen Bei¬

tragsteilen.

Urteil des I. Strafsenats des Reichsgerichts
vom 13. Oktober 1931.

Gründe: Der Angeklagte ist Vorstandsmit¬

glied und Betriebsführer einer Bergbau treiben¬

den, knappschaftspflichtigen eingetragenen Ge¬

nossenschaft, die sich in wirtschaftlichen

Schwierigkeiten befand und während ein*

längeren Zeitraums aus Mangel an genügenden
Geldmitteln ihren Arbeitern an den Fällig¬

keitsterminen jeweils nur Teil¬

zahlungen auf den verdienten Lohn leisten

konnte. Bei diesen Teilzahlungen sind den Ar¬

beitern die von ihnen nach dem RKG. für die

PV. und für die InvV. zu entrichtenden, den

Teilzahlungen entsprechenden Beitragsteile vom

Lohn abgezogen, aber nicht für die Versiche¬

rungen verwendet worden. Deshalb hat das

Schöffengericht den Angeklagten als den hier¬

für Verantwortlichen auf Grund der nach § 233

Abs. 2 des RKG. anwendbaren §§ 1492 bis 1494

RVO. verurteilt. Dagegen wird von der Re¬

vision lediglich der Einwand erhoben, es sei

in dem angefochtenen Urteil nicht berück¬

sichtigt worden, daß die Arbeiter nur Teil¬

zahlungen auf ihren Lohn erhalten hätten, di

als Abschlagszahlungen und demgemäß nach

der ausdrücklichen Vorschrift des § 1434 RVO.

nicht als Lohnzahlungen in dem dort bezeich¬

neten Sinne anzusehen seien, und daß deshalb

eine Verletzung der Verpflichtung zur Ver¬

wendung der Beitragsteile für die Versiche¬

rungen überhaupt nicht in Frage kommen

könne. Der gegen das angefochtene Urteil

erhobene Vorwurf ist unbegründet. Das

Schöffengericht hat vielmehr zu diesem be¬

reits in der Hauptverhandlung unter Bezug¬
nahme auf ein Urteil des Oberlandesgerichts

Dresden vom 17. Juni 1930 (JW. 1930 S. 3005)

geltend gemachten Einwand ausdrücklich im

ablehnenden Sinne Stellung genommen. Auch

der erkennende Senat vermag die Rechtsansicht

des Oberlandesgerichts Dresden nicht zu teilen,

sondern schließt sich dem Urteil des Kammer¬

gerichts vom 16. Oktober 1930 (JW. 1930

S. 3652) an, in dem dargelegt wird, daß auch

die Zahlung von Teillöhnen an den Lohnzah¬

lungstagen unter Abzug der Versicherungsbei¬

träge den Arbg. zur Verwendung der Beitrags¬

teile für die Versicherung verpflichtet und die

Zahlung solcher Teillöhne keine Abschlags-
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(düng im Sinne des § 1434 RVO. darstellt.

[)er ausführlichen Begründung dieses Urteils

k inn lediglich beigetreten werden. Die von der

vision erwähnte, zu § 82b der KVG. vom

l(i. April 1892 ergangene E. (RGSt. Bd. 39 S. 333)
steht in keiner Weise entgegen. Sie behandelt,
wie bereits im RGSt. Bd. 40 S. 235, 239 her¬

vorgehoben, einen Fall, in dem ein Abzug der

Beiträge nicht erfolgt war.

•

Die Gebührenfreiheit nach § 182 b RVO.

setzt eine materielle Bedürftigkeit nicht

voraui.

F;. des VA. Hamburg vom 14. Februar 1931.

1931 K.)

Gründe: Das VA. verkennt nicht, daß die

>n der beklagten Kasse vorgebrachten
Gründe für ihre Auffassung, namentlich soweit

¦ ie auf den vorliegenden Fall sich beziehen,
recht beachtlich sind. Diese Ansicht findet

aber in dem Wortlaut der neuen Bestimmung
des § 182b Abs. 2 Ziff. 2 keine genügende
Stütze. Es ist dort nur von Personen die Rede,
die aus der Invaliden- oder Angestelltenver¬
sicherung Invalidenrente oder Ruhegeld oder

aus der Unfallversicherung oder nach der

Reichsversorgung Rente als Schwerverletzte

oder als Schwerbeschädigte beziehen. Daß noch

eine besondere wirtschaftliche Bedürftigkeit
dieser Personen für ihre Befreiung von der

Entrichtung des Beitrages vorliegen muß, sagt
das Gesetz also mit keinem Wort. Das hätte

aber geschehen müssen, wenn der Gesetzgeber
die von der Beklagten angenommene Absicht

gehabt hätte. Auch die Ausführungsbestim-
nuingen des Reichsarbeitsministers vom 9. De¬

zember 1930 bieten dafür keinen Anhalt. —

Nun hat die beklagte Kasse noch auf Art. 3

Ziff. 1 der Notverordnung vom 1. Dezember
1930 sich berufen, der aber nach der Auf¬

lassung des Versicherungsamts auf den vor¬

liegenden Fall keine Anwendung finden kann.

Die Versicherungsbehörden entscheiden
für den ordentlichen Richter bindend, ob

Betriebsunfall im Sinne des § 544 RVO.

vorliegt.
(Urteil des Reichsarbeitsgerichts 184/31 vom

7. November 1931.)

Ci r ü n d e : Nach § 148 ZPO. und § 901 RVO.
war Aussetzung des Verfahrens bis zur Ent¬

scheidung des RVA. beantragt. Der Berufungs-
iichter hat sie mit der folgenden Begründung
abgelehnt. Es bestände die Möglichkeit, daß
dns Leiden des Klägers durch die Einwirkung

>n Zugluft auf sein Ohr während eines be¬

grenzten Zeitraumes entstanden sein könne.
Viel wahrscheinlicher sei jedoch, daß der Klä-

W an verschiedenen Tagen der Zugluft aus¬

gesetzt gewesen sei, was die Erkältung und

Mittelohrvereiterung verursacht habe. Beson¬
ders nach dem Bescheid der BG. vom Juli 1930

i anzunehmen, daß es sich nicht um einen

speziellen Betriebsunfall, sondern mehr um ein

allmählich entstandenes Leiden handele. Hier¬
nach habe die Fortsetzung des Berufungsver-
hrens in der Unfallsache gegen den Bescheid
r BG. keine Aussicht auf Erfolg.

Die Revision stellt sich auf den Standpunkt,
daß cfurch diese Ausführungen der § 901 Abs. 2

RVO. verletzt sei. Auf Grund dieser Bestim¬

mungen hat das ordentliche Gericht sein Ver¬
fahren so lange auszusetzen, bis die Entschei¬

dung im Verfahren vor der Reichsversiche-

rungs-Behörde ergangen ist. Nach dieser ge¬
setzlichen Regelung ist die sonst nach § 148

ZPO. in das richterliche Ermessen gestellte
Aussetzung des Verfahrens zwingend, bis zur

rechtskräftigen Erledigung des versicherungs¬
rechtlichen Verfahrens vorgeschrieben. Es

kann dahingestellt bleiben, ob die Aussetzung
unterbleiben kann« wenn es völlig ausge¬

schlossen ist, daß ein Betriebsunfall vorliegt,
weil nach der eigenen Annahme des Berufungs¬
richters dieser Fall nicht gegeben sei. Er hat

damit aber auch den § 901 RVO. verletzt,
welcher die Entscheidung darüber, ob ein Be¬

triebsunfall im Sinne des § 544 RVO. vorliegt,
lediglich der Versicherungsbehörde zuweist, an
deren Entscheidung dann der ordentliche

Richter gebunden ist. Lediglich in den Fällen,
in denen feststeht, daß eine Entscheidung der

Reichsversicherungs-Behörden überhaupt nicht

ergehen wird, kann die Aussetzung unterlassen

bleiben.

Ein Ersuchen um Auskunftserteilung bei

einer kassenärztlichen Vereinigung ist

nicht ohne vorherigesBenehmen mit dem

Steuerpflichtigen möglich.

Gründe; Die beschwerdeführende Kassen¬

ärztliche Vereinigung wurde vom Finanzamt

am 10. Dezember 1930 unter Bezug auf § 191

der Reichsabgabenordnung alter Fassung er¬

sucht, ihm Einsichtnahme in die Abrechnungen
der Vereinigung mit ihren Mitgliedern (den

Aerzten) zu gewähren; der Zweck der Einsicht¬

nahme ging dahin, den Umsatz eines Arztes K.,

der Mitglied der Vereinigung war, nachzu¬

prüfen oder festzustellen. Verhandlungen des

Finanzamts mit diesem Arzt waren dem Er¬

suchen vom 10. Dezember 1930 nicht voraus¬

gegangen. Die Vereinigung lehnte das finanz¬

amtliche Ersuchen ab. Die Auskunft (die Ein¬

sichtnahme in die Abrechnungen) ist in einem

gegen einen bestimmten Steuerpflichtigen an¬

hängigen Ermittlungsverfahren erbeten worden.

Zu Unrecht hat das Finanzamt sein Ersuchen

auf § 191 Abs. 1 der Reichsabgabenordnung
alter Fassung gestützt. Denn es handelte sich

nicht um einen Fall der den Berufsverbänden

in dieser Gesetzesstelle auferlegten allgemeinen
Beistandspflicht, sondern darum, den Umsatz

eines bestimmten Mitglieds der Beschwerde¬

führerin, des Arztes K., festzustellen,, also um

ein bestimmtes schwebendes Veranlagungsver¬
fahren. Zu diesem Zwecke hätte das Finanz¬

amt zunächst — vor dem bezeichneten Er¬

suchen an die Beschwerdeführerin — mit

diesem Steuerpflichtigen selbst Verhandlungen
über dessen Umsätze oder Umsatzsteuererklä¬

rungen pflegen sollen, wie es in dem hier ein¬

schlagenden § 209 Abs. 1 der Reichsabgaben¬
ordnung alter Fassung und neuer Fassung vor¬

geschrieben ist. (Urteil des Reichsfmanzhofs

vom 4. Dezember 1931 — V A 423 31.)
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AUFGABEN UND LOSUNGEN

Wir bringen heute die Lösungen der in der letzten Nummer veröffentlichten Aufgaben.
Die Schriftleitung

Zur I. Aufgabe.

Nach § 258 RVO. hat bei Streitigkeiten über

die Zuständigkeit von Kk. in erster Instanz das

VA. (Beschlußausschuß) und auf Beschwerde

endgültig das OVA. zu entscheiden. Hier 'st

für die Versicherung der Beschäftigten die

OKk. der Schlosser zuständig.

Die Entscheidung des VA. ergibt sich aus dem

§ 244 RVO. Besteht für die Gewerbezweige
oder Betriebsarten, in denen die Mehrheit

der Versicherungspflichtigen eines Betriebes

beschäftigt ist, eine besondere OKk., so ge¬

hören ihr alle in dem Betriebe beschäftigten
Versicherungspflichtigen an. In dem Betriebe

werden 60 Schlosser, 30 ungelernte Arbeiter

und 15 Handlungsgehilfen, zusammen also

105 Personen beschäftigt. Davon bilden die

60 versicherungspflichtigen Schlosser die Mehr¬

heit. Da für sie in der Stadt B. eine beson¬

dere OKk. errichtet ist, gehören sämtliche

Versicherungspflichtige der Geldschrankfabrik

in die OKk. der Schlosser. Die Mitgliedschaft
bei dieser besonderen Kasse besteht kraft Ge¬

setzes. Infolgedessen durfte der Arbg. sein

Personal nicht zur allgemeinen OKk. melden,
sondern mußte es bei der besonderen OKk.

so lange versichern, wie die Schlosser die Mehr¬

heit der Versicherungspflichtigen bilden. Nur

dann, wenn die Schlosser die Minderheit der

Belegschaft und die ungelernten Arbeiter die

Mehrheit bildeten, hatte er das Recht, seine

Beschäftigten zur allgemeinen OKk. zu melden.

Die Forderung der OKk. der Schlosser auf

Versicherung des gesamten Betriebspersonals
bei ihr ist deshalb gesetzlich begründet. Die

AOKk. der Stadt B. muß die bei ihr zu Un¬

recht Gemeldeten freigeben.

Zur 2. Aufgabe.

Das Verlangen der OKk. der Handlungs¬
gehilfen um Freigabe der in dem Betriebe be¬

schäftigten Handlungsgehilfen ist unbegründet.
Für die Versicherung dieser Beschäftigten ist

nicht sie, sondern die AOKk. zuständig. ^

Auch in diesem Falle ist für die Entscheidung
der § 244 RVO. maßgebend. Die innerhalb

eines geschlossenen Betriebes, also an einer

festen Betriebsstätte beschäftigten Personen

sind stets nur bei einer Kk. zu versichern.

Das geht aus dem Wesen der KV. hervor, ist

aber auch noch in den besonderen Vor¬

schriften der RVO. ausdrücklich festgelegt.
Bildet der Betrieb ein einheitliches Ganzes, so

gehört das gesamte Personal nur einer Kk. an.

Von diesem Grundsatz ist nur abzuweichen,
wenn ein Betrieb in mehreren Orten Nieder¬

lassungen untei hält. Dann ist das Personal stets

bei der Kk. des Beschäftigungsortes zu melden.

In dem Betriebe werden 60 ungelernte Arbeiter,
30 Schlosser und 15 Handlungsgehilfen, zu¬

sammen 105 Personen beschäftigt, von denen

die ungelernten Arbeiter die Mehrheit bilden.

Für die ungelernten Arbeiter ist aber die

AOKk. zuständig. Mithin gehören auch die

übrigen Beschäftigten dieses Betriebes, ein¬

schließlich der Handlungsgehilfen, der AOKk.

an. Die AOKk. hat deshalb mit Recht die Frei¬

gabe abgelehnt. Aber auch dann, wenn sie zu

einer Freigabe gezwungen werden könnte, ist

sie nicht verpflichtet, in eine rückwirkende

Freigabe zu willigen. Wie das RVA. bereits in

der grundsätzlichen Entscheidung vom 6. Mai

1916, AN. 1916, S. 559, festgestellt hat, können

Entscheidungen über die Kassenzuständigkeit
nicht mit rückwirkender Kraft erlassen werden.

Frühester Tag für die Freigabe eines Betriebes

ist daher der Tag des Freigabeersuchens oder

der Tag der Entscheidung des VA. Nur aus

freiem Willen kann die bisherige Kk. den Frei¬

gabetermin zurückverlegen.

Zur 3. Aufgabe.

Die nebenher noch hausgewerblich tätigen Ar¬

beiterinnen gehören in die BKk., die Haus¬

gehilfin in die AOKk. Der Anspruch der AOKk.

ist nur für die Hausgehilfin berechtigt.
Die beiden Arbeiterinnen sind sowohl in dem

Betriebe als auch hausgewerblich tätig. Ihre

Kassenzuständigkeit regelt deshalb die über¬

wiegende Beschäftigung (§ 309 RVO.). Unbe¬

stritten wird aber die überwiegende Tätigkeit
in dem Betriebe des Arbg. D. ausgeübt, für den

eine BKk. besteht. Dieser Kk. gehören sie so¬

lange an, bis die hausgewerbliche Beschäftigung
überwiegt, erst dann sind sie zur AOKk.

zu melden. Hausgehilfen gehören grundsätzlich
zur LKk. Nur dann, wenn für ihren Beschäfti¬

gungsort keine LKk. errichtet ist, gehören sie

in die AOKk. (§§ 235, 237 Abs. 2 RVO.). Sie

gehören aber nicht in die BKk., weil diese Kk.

nur für die in dem „Betriebe", nicht für die in

dem Haushalt des Arbg. Beschäftigten zustän¬

dig ist.

Zur 4. Aufgabe.

Der § 250 Abs. 3 RVO. bestimmt ausdrücklich,
daß die Beschäftigten eines Betriebes, mit dem

ein Arbg. freiwillig einer Zwangsinnung
beigetreten ist, nicht in die IKk. gehören. In¬

folgedessen darf die IKk. die Beschäftigten des

Arbg. W. nicht als Mitglieder führen. Ob ein

Arbg. Mitglied einer Innung ist oder einer

Zwangsinnung als Pflichtmitglied angehört, ist

nicht im Streitverfahren nach § 258 RVO. von

den Versicherungsbehörden, sondern von der

Aufsichtsbehörde der Innung, Gemeindebehörde
oder Landrat zu entscheiden (§§ 96, 100h der

Gewerbeordnung). Siehe Entsch. des RVA. vom
11. Mai 1926 AN S. 426.
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